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Entscheidungsdatum

10.02.2015
Norm

BFA-VG §22a Abs1
BFA-VG 822a Abs3

B-VG Art.133 Abs4

FPG 8§76 Abs1

VWGVG 8§35

. BFA-VG § 22a heute

—_

2. BFA-VG § 22a gultig ab 19.06.2015 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 70/2015

3. BFA-VG § 22a giiltig von 15.04.2015 bis 18.06.2015zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 41/2015

4. BFA-VG § 22a gultig von 01.01.2014 bis 14.04.2015zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 144/2013

5. BFA-VG § 22a giltig von 01.01.2014 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 68/2013

1. BFA-VG 8 223 heute

2. BFA-VG § 22a gultig ab 19.06.2015 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 70/2015

3. BFA-VG § 22a giiltig von 15.04.2015 bis 18.06.2015zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 41/2015

4. BFA-VG § 22a gultig von 01.01.2014 bis 14.04.2015zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 144/2013

5. BFA-VG § 22a giltig von 01.01.2014 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 68/2013

1. B-VG Art. 133 heute

2. B-VG Art. 133 giiltig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017

3. B-VG Art. 133 giltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

4. B-VG Art. 133 glltig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

5. B-VG Art. 133 giiltig von 01.08.2014 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 164/2013

6. B-VG Art. 133 giltig von 01.01.2014 bis 31.07.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012

7. B-VG Art. 133 guiltig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2003

8. B-VG Art. 133 giiltig von 01.01.1975 bis 31.12.2003zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 444/1974

9. B-VG Art. 133 giltig von 25.12.1946 bis 31.12.1974zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 211/1946
10. B-VG Art. 133 gultig von 19.12.1945 bis 24.12.1946zuletzt gedndert durch StGBI. Nr. 4/1945
11. B-VG Art. 133 guiltig von 03.01.1930 bis 30.06.1934

1. FPG 876 heute

2. FPG § 76 glltig ab 12.06.2026zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 39/2026
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FPG § 76 glltig von 01.09.2018 bis 11.06.2026zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 56/2018
FPG § 76 glltig von 01.11.2017 bis 31.08.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 145/2017
FPG § 76 glltig von 01.11.2017 bis 31.10.2017zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 84/2017
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FPG § 76 glltig von 01.01.2014 bis 19.07.2015zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012
FPG & 76 giltig von 01.07.2011 bis 31.12.2013zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 38/2011
FPG & 76 gultig von 01.01.2010 bis 30.06.2011zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 122/2009
FPG § 76 giltig von 01.01.2006 bis 31.12.2009
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. VWGVG 8§ 35 heute
2. VWGVG 8§ 35 glltig ab 01.07.2021 zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 109/2021
3. VwWGVG § 35 gultig von 01.01.2014 bis 30.06.2021

Spruch
W186 2100116-1/3E
IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin Mag. Judith Putzer als Einzelrichterin Gber die Beschwerde des
XXXX, geb. XXXX, StA. Kosovo gegen den Schubhaftbescheid des Bundesamtes fir Fremdenwesen und Asyl, RD Wien,
vom 21.01.2015, ZI. IFA 533967504 - 150077634 sowie die Anhaltung in Schubhaft seit 21.01.2015 zu Recht erkannt:Das
Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin Mag. Judith Putzer als Einzelrichterin Uber die Beschwerde des
rémisch 40 , geb. romisch 40 , StA. Kosovo gegen den Schubhaftbescheid des Bundesamtes flr Fremdenwesen und
Asyl, RD Wien, vom 21.01.2015, ZI. IFA 533967504 - 150077634 sowie die Anhaltung in Schubhaft seit 21.01.2015 zu

Recht erkannt:
A)

Die Beschwerde wird gema3 8 76 Abs. 1 FPG iVm. § 22a Abs. 1 BFA-VG als unbegrindet abgewiesen.Die Beschwerde
wird gemald Paragraph 76, Absatz eins, FPG in Verbindung mit Paragraph 22 a, Absatz eins, BFA-VG als unbegrindet

abgewiesen.

Gemal § 22a Abs. 3 BFA-VG iVm. 8 76 Abs. 1 FPG wird festgestellt, dass zum Zeitpunkt der Entscheidung die fir die
Fortsetzung der Schubhaft maRgeblichen Voraussetzungen vorliegen.GemaR Paragraph 22 a, Absatz 3, BFA-VG in
Verbindung mit Paragraph 76, Absatz eins, FPG wird festgestellt, dass zum Zeitpunkt der Entscheidung die fur die
Fortsetzung der Schubhaft mal3geblichen Voraussetzungen vorliegen.

GemaR § 35 VwWGVG iVm der VwG-Aufwandersatzverordnung, BGBI. 1iGemal3 Paragraph 35, VwGVG in Verbindung mit

der VwG-Aufwandersatzverordnung, Bundesgesetzblatt rémisch zwei

Nr. 517/2013, hat die beschwerdefihrende Partei dem Bund Aufwendungen in der Héhe von 426,20 Euro binnen zwei
Wochen bei sonstiger ExekutionNr. 517 aus 2013,, hat die beschwerdefihrende Partei dem Bund Aufwendungen in
der Hohe von 426,20 Euro binnen zwei Wochen bei sonstiger Exekution

zu ersetzen.

B)

Die Revision ist gemaR Art 133 Abs. 4 B-VG zuldssigDie Revision ist gemal3 Artikel 133, Absatz 4, B-VG zulassig.
Text

ENTSCHEIDUNGSGRUNDE:

I. Verfahrensgangrémisch eins. Verfahrensgang

Der Beschwerdeflihrer wurde am 21.01.2015 in Wien beim unrechtmaBigen Aufenthalt und bei einer illegalen
Erwerbstatigkeit betreten. Er wies sich lediglich mit einem kosovarischen Fihrerschein aus, weitere Dokumente,
insbesondere einen Reisepass und einen Aufenthaltstitel konnte er nicht vorweisen. Er ist im Bundesgebiet nicht
gemeldet und gab an, bei seiner Frau zu wohnen. Dort befinde sich auch sein Reisepass. Die Adresse sei ihm nicht

bekannt, aber er zeigte einen Schlissel vor und gab an, dass es sich dabei um den Wohnungsschlissel handeln wtirde.
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Es wurde telefonischer Kontakt mit dieser Person aufgenommen. Auf die Frage nach dem Beschwerdefihrer gab sie
an, weder dessen Frau noch dessen Freundin zu sein und ihn nur fluchtig zu kennen, er wirde keinesfalls bei Ihr
wohnen. Sie wurde nach der Adresse des Beschwerdefuhrers gefragt und nannte eine, die laut ZMR keine
Wohnadresse ist, sondern bei der es sich - nach Auskunft der Polizei des entsprechenden Wiener Gemeindebezirks -
um Industriegebiet handelt. Bei einer weiteren Befragung gab der Beschwerdeflihrer dann an, dass der eine SchlUssel
die Eingangstire seiner Arbeitsstelle sperre und er den anderen Schlussel vor ein paar Tagen auf der StraBe gefunden
habe.

Aufgrund dieses Sachverhalts wurde am 21.01.2015, 17:00 Uhr Uber den Beschwerdefihrer die Festnahme
ausgesprochen.

2. Mit dem oben im Spruch angefuhrten Mandatsbescheid des BFA, RD Wien wurde Uber den Beschwerdefuhrer
gemall § 76 Absatz 1 Fremdenpolizeigesetz, BGBI. | Nr. 100/2005 (FPG) idgF, iVm § 57 Absatz 1 Allgemeines
Verwaltungsverfahrensgesetz 1991, BGBI. Nr. 51/1991 (AVG) idgF, die Schubhaft zum Zwecke der Sicherung des
Verfahrens zur Erlassung einer Rickkehrentscheidung und zum Zwecke der Sicherung der Abschiebung angeordnet.2.
Mit dem oben im Spruch angeflihrten Mandatsbescheid des BFA, RD Wien wurde Uber den Beschwerdefiihrer gemafd
Paragraph 76, Absatz 1 Fremdenpolizeigesetz, Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 100 aus 2005, (FPG) idgF, in Verbindung
mit Paragraph 57, Absatz 1 Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz 1991, Bundesgesetzblatt Nr. 51 aus 1991, (AVG)
idgF, die Schubhaft zum Zwecke der Sicherung des Verfahrens zur Erlassung einer Rickkehrentscheidung und zum
Zwecke der Sicherung der Abschiebung angeordnet.

Begrindet wurde dies im Wesentlichen folgenderweise:
"zu lhrem bisherigen Verhalten:

Sie wurden als Fremder ohne Reisedokument angetroffen. Sie haben angegeben, Ihr Reisepass sei in der Wohnung
Ihrer Frau, aber die Adresse kennen Sie nicht.

Sie sind behdrdlich nicht gemeldet. Laut Auskunft der von lhnen angegeben Person als lhre Frau [...] gab diese
telefonisch an, dass Sie weder verheiratet noch Ihre Freundin ist und wohnen Sie auch nicht bei ihr. Somit haben Sie
die Behorde offensichlich angelogen um den Anschein zu erwecken mit einer EU-BUrgerin verheiratet zu sein.

Ihr tatsachlicher Aufenthalt ist der Behdrde somit nicht bekannt.
Sie haben keinen ordentlichen Wohnsitz in Osterreich und hielten sich bislang im Verborgenen auf.

Sie verfiigen weder (ber familidre noch tiber berufliche Bindungen zum Osterreichischen Bundesgebiet. Sie gaben an
lediglich Freunde in Osterreich zu haben.

Sie wurden bei einer illegalen Erwerbstatigkeit betreten

Beim Betreten des Lokales durch die Polizei haben Sie versucht schnell die Raumlichkeiten zu verlassen, indem Sie
beim Ansichtigwerden der Polizei in einen anderen Raum gegangen sind. Durch diesen Raum kann man durch einen
Hinterausgang das Geschéaft verlassen.

Aufgrund lhres bisherigen Verhaltens ist Ihre Ausserlandesschaffung im Hinblick auf ein geordnetes Fremdenwesen
und zur Aufrechterhaltung der 6ffentlichen Ordnung und Sicherheit dringend geboten."

"Es besteht aus den angeflhrten Griinden der begrindete Verdacht, daB Sie, auf freiem FuB belassen, sich weiterhin
dem fremdenpolizeilichen Verfahren zu entziehen suchen werden, sodass die getroffene MaBnahme als erforderlich
anzusehen ist. Aus Ihrem bisherigen Verhalten kann nicht gefolgert werden, dass Sie lhren unrechtmaRigen Aufenthalt
aus eigenem beenden werden.

e Strichaufzahlung
zu lhrem Privat- und Familienleben:

Sie sind in Osterreich weder beruflich noch sozial verankert. Sie verfilgen weder (ber familidre oder sonstige
Bindungen zum Osterreichischen Bundesgebiet und sind nicht krankenversichert."

Und weiters:

"Die Schubhaft dient der Sicherung der angefiihrten Verfahren. Zur Prifung des Sicherungsbedurfnisses ist auf alle
Umstande des konkreten Falles Bedacht zu nehmen, um die Befiirchtung, es bestehe das Risiko des Untertauchens, als
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schlUssig anzusehen. Dabei kommt insbesondere auch dem bisherigen Verhalten des Fremden Bedeutung zu (VWGH
27.2.2007, 2006/21/0311).

Der Gesichtspunkt einer "sozialen Verankerung" in Osterreich ist im Zusammenhang mit der Verhdngung der
Schubhaft ein wesentlicher Aspekt (VwGH 30.08.2011, 2008/21/0107).

Die Sicherung des Verfahrens bzw. der Abschiebung ist erforderlich, da Sie sich aufgrund lhres oben geschilderten
Vorverhaltens als nicht vertrauenswiurdig erwiesen haben. Es ist davon auszugehen, dass Sie auch hinkinftig nicht
gewillt sein werden, die Rechtsvorschriften einzuhalten.

Aus lhrer Wohn- und Familiensituation, aus Ihrer fehlenden sonstigen Verankerung in Osterreich sowie aufgrund lhres
bisherigen Verhaltens kann geschlossen werden, dass bezlglich lhrer Person ein betrachtliches Risiko des
Untertauchens vorliegt.

Von einer Anordnung der Schubhaft ist Abstand zu nehmen, wenn sie im Einzelfall nicht notwendig und
verhaltnismaRig ist. So ist eine verfassungsrechtlich gebotene Abwagung zwischen dem o&ffentlichen Interesse an der
Sicherung des Verfahrens und der Schonung der persénlichen Freiheit des Betroffenen vorzunehmen (VfGH 24.6.2006,
B362/06).

Bei der Prifung des Sicherungsbedarfs ist auch ein massives strafrechtliches Verhalten des Fremden in Bezug auf
Gewalt- und Vermogensdelikte in Verbindung mit der wegen seiner Mittellosigkeit naheliegenden
Wiederholungsgefahr einzubeziehen (VWGH 25.03.2010, 2009/21/0276). Der VWGH hat auch ausgesprochen, dass eine
erhebliche Deliquenz des Fremden das Gewicht des oOffentlichen Interesses an der Effektivitat einer baldigen
Abschiebung maligeblich vergroRern kann (VwWGH 25.03.2010, 2009/21/0276).

Da an der Verhinderung von Schwarzarbeit ein groRBes &ffentliches Interesse besteht, reicht allein schon das Betreten
des Fremden bei der Verrichtung von Schwarzarbeit aus, um die Notwendigkeit der Schubhaft im Hinblick auf die
Sicherung eines voraussichtlich zu verhangenden Aufenthaltsverbotes zu rechtfertigen (VwGH 27.04.2000,
2000/02/0088).

Einem geordneten Fremdenwesen kommt im Hinblick auf die 6ffentliche Ordnung und dem wirtschaftlichen Wohl des
Staates ein hoher Stellenwert zu. Es besteht die Verpflichtung Osterreichs, seinen europarechtlichen Vorgaben, als
auch den Pflichten gegenuber seinen Staatsburgern und anderen legal aufhaltigen Personen nachzukommen.

Die Prufung der VerhaltnismaRigkeit der Schubhaft und ihrer Notwendigkeit ergibt daher in Ihrem Fall, dass lhr
privates Interesse an der Schonung lhrer personlichen Freiheit dem Interesse des Staates am reibungslosen
Funktionieren der ¢ffentlichen Verwaltung hintanzustehen hat.

Dabei wurde auch berticksichtigt, dass die Schubhaft eine ultima - ratio - MaRBnahme darstellt. Es ist daher zu prifen,
ob die Anordnung gelinderer Mittel gleichermafRen zur Zweckerreichung dienlich ware. In Betracht kame dabei das
gelindere Mittel gem. § 77 FPG mit den dafur vorgesehenen Aufenthalts- und Meldepflichten bzw. der Hinterlegung
einer finanziellen Sicherheit. Dabei kommt die finanzielle Sicherheitsleistung aufgrund lhrer finanziellen Situation
schon von vornherein nicht in Betracht.Dabei wurde auch berticksichtigt, dass die Schubhaft eine ultima - ratio -
Malinahme darstellt. Es ist daher zu prufen, ob die Anordnung gelinderer Mittel gleichermaRen zur Zweckerreichung
dienlich ware. In Betracht kame dabei das gelindere Mittel gem. Paragraph 77, FPG mit den daflir vorgesehenen
Aufenthalts- und Meldepflichten bzw. der Hinterlegung einer finanziellen Sicherheit. Dabei kommt die finanzielle
Sicherheitsleistung aufgrund Ihrer finanziellen Situation schon von vornherein nicht in Betracht.

Doch auch was die Unterkunftsnahme in bestimmten Raumlichkeiten und die periodische Meldeverpflichtung betrifft,
kann in Ihrem Fall damit nicht das Auslangen gefunden werden.

Wie oben ausfuhrlich dargelegt, besteht in lhrem Fall aufgrund lhrer personlichen Lebenssituation sowie aufgrund
Ihres bisherigen Verhaltens ein betrachtliches Risiko des Untertauchens. Damit ware jedoch der Zweck der Schubhaft,
namlich die Sicherung des Verfahrens bzw. der Abschiebung, vereitelt. Es liegt somit eine ultima - ratio - Situation vor,
die die Anordnung der Schubhaftverhangung unabdingbar erfordert und eine Verfahrensfihrung, wahrend derer Sie
sich in Freiheit befinden, ausschlief3t.

Es ist weiters aufgrund Ihres Gesundheitszustandes davon auszugehen, dass auch die subjektiven Haftbedingungen,
wie |hre Haftfahigkeit, gegeben sind.
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Die Behorde gelangt daher zum Ergebnis, dass sowohl die gesetzlichen Formalerfordernisse vorliegen, als auch, dass
die Schubhaft zum Zweck der MaBnahme in einem angemessenen Verhaltnis steht und im Interesse des &ffentlichen
Wohls dringend erforderlich und geboten ist."

Am 22.01.2015 wurde der Beschwerdefuhrer zum Aufenthalt und zur Abschiebung in den Kosovo niederschriftlich
befragt. Im Zuge dieser Einvernahme stellte der Beschwerdefihrer neuerlich einen Antrag auf internationalen Schutz.

In der Niederschrift ist hinsichtlich seines Vorbringens ausgefuhrt:

"V: Ihnen werden die Anwesenden vorgestellt und der Zweck und Ablauf der Einvernahme erldutert. Sie werden davon
in Kenntnis gesetzt, dass gegen Sie nunmehr ein Verfahren zur Erlassung einer Sicherungsmafinahme gefuhrt wird.

Zur Prifung dieses Sachverhaltes sind Sie, auch in lhrem Interesse einer méglichsten Vermeidung von Eingriffen in Ihre
Rechte, zur mitwirkenden Klarung des Sachverhaltes verpflichtet und haben die Méglichkeit das Parteiengehor

wahrzunehmen.

Ihnen wird vorgehalten, dass Sie am 21.01.2015, 17.45 Uhr von Beamten der LPD-Wien festgenommen wurden. Der
Grund der Festnahme war, dass Sie ohne glltiges Reisedokument, sohin rechtswidrig im Bundesgebiet aufgegriffen
wurden, wobei Sie obendrein unerlaubt einer Erwerbstatigkeit nachgingen.

Sie halten sich daher nicht rechtmalig im Osterreichischen Bundesgebiet auf.

Aus diesen Grinden war durch die Behordenvertreterin des BFA ein Schubhaft-Mandatsbescheid erlassen worden.
Nun soll lhnen Parteiengehor gewahrt und Sie zu den genauen Umstanden befragt werden.

Sie sind derzeit nicht rechtsfreundlich vertreten.
F: Was sagen Sie dazu?

A: Grundsatzlich stimmt das alles was Sie sagen. Ich arbeitete seit etwa einem Monat in dem XXXX. Ich erhielt € 10 pro
Stunde, wobei ich nicht jeden Tag gearbeitet habe. Ich arbeitete immer fix am Donnerstag und hin und wieder am
Montag, als 2 Tage pro Woche maximal.A: Grundsatzlich stimmt das alles was Sie sagen. Ich arbeitete seit etwa einem
Monat in dem rémisch 40 . Ich erhielt € 10 pro Stunde, wobei ich nicht jeden Tag gearbeitet habe. Ich arbeitete immer
fix am Donnerstag und hin und wieder am Montag, als 2 Tage pro Woche maximal.

F: Wann sind Sie denn nach Osterreich eingereist?
A: Ich bin seit etwa 2 Monaten in Osterreich.

F: Haben Sie sonst Familie in Osterreich?

A: Nein. Meine Familie lebt im Kosovo.

F: Haben Sie ein Reisedokument?

A: Ich habe zwar einen Reisepass aber dieser ist daheim im Kosovo. Ich hatte urspringlich auch einen Personalausweis
- diesen habe ich aber auf dem Weg nach Osterreich verloren. Aus diesem Grunde habe ich derzeit nur meinen
Fihrerschein als Legitimation.

F: Was war denn der Grund fiir die Einreise nach Osterreich?

A: Eigentlich war es die wirtschaftliche Lage in meiner Heimat. Es gibt dort einfach keine Arbeit und muss ich meine

Familie unterstutzen.

F: Sind Sie verheiratet? Haben Sie Sorgepflichten?

A: Nein, ich bin weder verheiratet noch habe ich Sorgepflichten. Ich will aber einen Asylantrag stellen.
F: Was sind denn Ihre Asylgrinde?

A: Es geht dabei um die wirtschaftliche Lage und die Arbeitslage im Kosovo. Wir sind 5 Bruder wobei ich der Jungste
bin. Ich habe nichts, weder ein Haus noch eine Wohnung!

F: Haben sie alles verstanden?
A:Ja

Gemall § 82 FPG haben Sie das Recht, das Landesverwaltungsgericht mit der Behauptung der Rechtswidrigkeit der
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Festnahme oder der Anhaltung anzurufen, wenn Sie nach diesem Bundesgesetz festgenommen wurden oder unter
Berufung auf dieses Bundesgesetz angehalten wurden.GemalR Paragraph 82, FPG haben Sie das Recht, das
Landesverwaltungsgericht mit der Behauptung der Rechtswidrigkeit der Festnahme oder der Anhaltung anzurufen,
wenn Sie nach diesem Bundesgesetz festgenommen wurden oder unter Berufung auf dieses Bundesgesetz

angehalten wurden.

F: Sie wurden gleichzeitig wegen Ubertretung des FPG zur Anzeige gebracht, wollen Sie Ihre heute gemachten Angaben
als Rechtfertigung im drohenden Verwaltungsstrafverfahren angeben

A:Ja

Diese Niederschrift wird der zustandigen Behorde fir die Durchfuhrung des Verwaltungsstrafverfahrens tbermittelt.
F: Haben Sie alles verstanden?

A:Ja.

Vorhalt: Der von Ihnen gestellte Asylantrag wird zur Kenntnis genommen und wird lhr Antrag an die maligeblichen
Stellen der AFA 1.3 weitergeleitet.

Vermutlich bereits morgen wird eine Erstbefragung vorgenommen werden.
A: Ich habe Sie verstanden - ich habe keine weiteren Fragen."

3. Mit dem am 02.02.2015 beim BFA eingelangten Schriftsatz erhob der BF gegen den im Spruch angeflhrten
Schubhaftbescheid Beschwerde an das Bundesverwaltungsgericht. Darin wurde beantragt:

eine mundliche Beschwerdeverhandlung anzuberaumen;
den bekampften Bescheid ersatzlos zu beheben;

e Strichaufzahlung
in eventu den angefochtenen Bescheid aufzuheben und nach Erganzung des Verfahrens neuerlich zu

entscheiden;

den Beschwerdefihrer bis zur Entscheidung Uber diese Beschwerde bei Anwendung gelinderer Mittel aus der

Schubhaft zu entlassen.

In der Beschwerdeschrift wird eingangs ausgefliihrt, dass der Beschwerdeflhrer lediglich aus sozialer Not nach
Osterreich gekommen sei, wobei er auch deshalb groRe Probleme habe, weil die dortige Polizei nicht in der Lage sei,
ihn vor Ubergriffen seiner Nachbarn zu schiitzen. Der Beschwerdefiihrer habe Schulden, die er aufgrund seiner
Arbeitslosigkeit nicht zurtickzahlen kdnne. In Wien habe er eine selbststandige Arbeit gefunden und versucht, dieser
auf legalem Wege nachzugehen. Weil er seinem Geschaftspartner keine Probleme bereiten habe wollen, habe er
versucht, der polizeilichen Kontrolle zu entkommen und sich in der Folge zu dessen und zu seinem eigenen Schutz in
Ungereimtheiten verfangen. Als kosovarischer Staatsangehdriger koénne er hier grundsatzlich eine
Aufenthaltsberechtigung erlangen und sei nur aus Not einer Arbeit nachgegangen.

Beigelegt wurde eine Erklarung seines angeblichen Geschaftspartners, mit der dieser sich verpflichtet, ihm Quartier zu
geben und flr seinen Unterhalt zu sorgen.

4. Die Beschwerdevorlage des BFA, datiert mit 03.02.2015, langte am selben Tag samt Stellungnahme beim
Bundesverwaltungsgericht ein.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogenrémisch zwei. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1. Feststellungen:

Der BF ist volljahrig, Staatsangehoriger des Kosovo und besitzt nicht die dsterreichische Staatsburgerschaft. Der BF ist
somit Fremder im Sinne des § 2 Abs. 4 Z 1 FPG.Der BF ist volljahrig, Staatsangehdriger des Kosovo und besitzt nicht die
Osterreichische Staatsburgerschaft. Der BF ist somit Fremder im Sinne des Paragraph 2, Absatz 4, Ziffer eins, FPG.

Der BF verflgt tiber kein Reisedokument und keinen Aufenthaltstitel. Er ist illegal in Osterreich aufhaltig, wurde am
21.01.2015 bei einer Tatigkeit in einem XXXX beobachtet und konnte seitens der fremdenpolizeilichen Streife trotz
Fluchtversuchs angehalten werden. Seine tatsachliche Unterkunftsadresse konnte nicht festgestellt werden.Der BF
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verfiigt Uber kein Reisedokument und keinen Aufenthaltstitel. Er ist illegal in Osterreich aufhéltig, wurde am
21.01.2015 bei einer Tatigkeit in einem romisch 40 beobachtet und konnte seitens der fremdenpolizeilichen Streife
trotz Fluchtversuchs angehalten werden. Seine tatsachliche Unterkunftsadresse konnte nicht festgestellt werden.

Aufgrund des nicht rechtmaligen Aufenthalts wurde die Festnahme ausgesprochen und seitens des BFA-RD Wien ein
Schubbescheid erlassen, der dem BF am 21.01.2015 um 19:15 persénlich zugestellt wurde.

Am 22.01.2015 wurde der Beschwerdeflhrer einvernommen. Demnach befindet er sich seit etwa zwei Monaten in
Osterreich und arbeitet seit etwa einem Monat in dem XXXX in dem er aufgegriffen wurde. Er hat keine Familie i8n
Osterreich und ist aus wirtschaftlichen Griinden eingereist, um seine Familie im Kosovo zu unterstitzen.Am
22.01.2015 wurde der Beschwerdefiihrer einvernommen. Demnach befindet er sich seit etwa zwei Monaten in
Osterreich und arbeitet seit etwa einem Monat in dem rémisch 40 in dem er aufgegriffen wurde. Er hat keine Familie
i8n Osterreich und ist aus wirtschaftlichen Griinden eingereist, um seine Familie im Kosovo zu unterstiutzen.

Im Rahmen dieser Einvernahme stellte er einen Asylantrag, den er mit der wirtschaftlichen Lage im Kosovo
begrindete. Im Rahmen der Schubhaftbeschwerde vom 30.01.2015 fUhrte er dazu aus, dass er im Kosovo seine
Schulden nicht zurlickzahlen kénne und daher u.a. von seinen Nachbarn unter Druck gesetzt werde. Die Polizei
vermége ihn nicht zu schiutzen. Am 01.02.2015 wurde eine negative Asylentscheidung i.V.m. einer
Ruckkehrentscheidung erlassen und die aufschiebende Wirkung einer Beschwerde aberkannt. Der Bescheid wurde
dem Beschwerdefuhrer bereits zugestellt.Im Rahmen dieser Einvernahme stellte er einen Asylantrag, den er mit der
wirtschaftlichen Lage im Kosovo begriindete. Im Rahmen der Schubhaftbeschwerde vom 30.01.2015 fihrte er dazu
aus, dass er im Kosovo seine Schulden nicht zurlckzahlen kénne und daher u.a. von seinen Nachbarn unter Druck
gesetzt werde. Die Polizei vermdge ihn nicht zu schitzen. Am 01.02.2015 wurde eine negative Asylentscheidung in
Verbindung mit einer Rickkehrentscheidung erlassen und die aufschiebende Wirkung einer Beschwerde aberkannt.
Der Bescheid wurde dem Beschwerdefiihrer bereits zugestellt.

Ein erstes Asylverfahren wurde bereits 2010 rechtskraftig negativ entschieden, wobei die Ausweisung des BF
ausgesprochen wurde. Gegen den Beschwerdeflhrer wurde in der Vergangenheit bereits mehrfach die Schubhaft
verhangt.

Der BF verfiigt in Osterreich (iber keinerlei relevante, familidre Bindungen, tiber keine Unterkunft und wies keine
hinreichenden finanziellen Mittel zur Sicherung seines Lebensunterhaltes nach. Er geht einer unerlaubten
Beschéaftigung nach und machte zundchst unrichtige Angaben zu seiner Adresse. Er verflgt Uber kein
Identitdtsdokument. Es ist zu erwarten, dass eine Entlassung dazu bentitzt werden wiirde, wieder unterzutauchen und
im Verborgenen den Aufenthalt fortzusetzen bzw. sich der Ausweisung zu entziehen..

Soweit in der gegenstandlichen Rechtssache Feststellungen zur Identitdt und zur Staatsangehorigkeit des BF getroffen
wurden, beruhen diese auf den vom BFA im angefochtenen Bescheid getroffenen Feststellungen, denen in der
gegenstandlichen Beschwerde nicht entgegengetreten wurde. Diese Feststellungen gelten ausschliefRlich fir die
Identifizierung der Person des BF im gegenstandlichen Verfahren.

2. BeweiswUrdigung:
2.1. Zum Verfahrensgang:

Der oben angefiuihrte Verfahrensgang ergibt sich aus dem unzweifelhaften und unbestrittenen Akteninhalt der
vorgelegten Verwaltungsakten des BFA und des vorliegenden Gerichtsaktes des Bundesverwaltungsgerichtes.

2.2. Zum Sachverhalt:

Der oben festgestellte Sachverhalt beruht auf den Ergebnissen des vom erkennenden Gericht auf Grund der
vorliegenden Akten durchgefiihrten Ermittlungsverfahrens.

Die Feststellungen zu den persénlichen Lebensumstinden des BF in Osterreich (fehlende Verankerung, Fehlen einer
steten Unterkunft, Mittellosigkeit) beruhen auf den Angaben des BF vor der belangten Behdrde und den
entsprechenden Feststellungen im angefochtenen Bescheid. Der BF ist diesen Feststellungen in der Beschwerde auch
nicht substantiiert entgegengetreten. Die mit der Beschwerde vorgelegte Verpflichtungserklarung seines angeblichen
Geschéftspartners steht im Widerspruch zu den Angaben des BF in der Einvernahme vom 22.01.2015, bei der er



diesen nicht erwahnt und auch nicht angegeben hat, selbststandig tatig gewesen zu sein. Sie stellt keinen Nachweis
dar, dass er tatsachlich im angegebenen Quartier Unterkunft nehmen wird, da er nicht dazu verpflichtet und von der
negativen asylrechtlichen Entscheidung vom 01.02.2015 in Kenntnis ist.

Die erhebliche Fluchtgefahr des Beschwerdefiihrers wird auch dadurch untermauert, dass er als Fremder ohne
Reisedokument angetroffen wurde. Er hat angegeben, sein Reisepass sei in der Wohnung seiner Frau, aber die Adresse
kenne er nicht. Er ist behdrdlich nicht gemeldet. Laut Auskunft der von ihm als seine Frau angegeben Person gab diese
telefonisch an, dass sie weder mit ihm verheiratet noch seine Freundin ist und der BF auch nicht bei ihr wohnt. Somit
hat der BF die Behorde offensichtlich angelogen um den Anschein zu erwecken, mit einer EU-BUrgerin verheiratet zu
sein. Sein tatsichlicher Aufenthalt ist somit nicht bekannt. Er hat keinen ordentlichen Wohnsitz in Osterreich und hielt
sich bislang im Verborgenen auf.

Er verfligt weder Gber familidre noch Gber berufliche Bindungen zum Osterreichischen Bundesgebiet und gab an,
lediglich Freunde in Osterreich zu haben.

Er wurde bei einer illegalen Erwerbstatigkeit betreten. Beim Betreten des Lokales durch die Polizei hat er versucht,
schnell die Rdumlichkeiten zu verlassen, indem er in einen anderen Raum gegangen ist. Durch diesen Raum kann man
durch einen Hinterausgang das Geschéaft verlassen.

In der Vergangenheit musste bereits mehrmals gegen den BF die Schubhaft verhangt werden.

Es besteht aus den angefiihrten Grinden der begrindete Verdacht, dass der BF, auf freiem Ful3 belassen, sich
weiterhin dem fremdenpolizeilichen Verfahren zu entziehen versuchen wird, sodass die getroffene Malinahme als
erforderlich anzusehen ist. Aus seinem bisherigen Verhalten kann nicht gefolgert werden, dass er seinen
unrechtmafiigen Aufenthalt aus Eigenem beenden wird.

3. Rechtliche Beurteilung:
3.1. Zustandigkeit und anzuwendendes Recht:

Gemal § 9 Abs. 2 des Fremdenpolizeigesetzes 2005 (FPG), BGBI. | Nr. 100/2005 idgF, und § 7 Abs. 1 Z 1 des BFA-
Verfahrensgesetzes (BFA-VG), BGBI. | Nr. 87/2012 idgF, entscheidet das Bundesverwaltungsgericht Gber Beschwerden
gegen Entscheidungen (Bescheide) des BFA und gemdlR § 7 Abs. 1 Z 3 Uber Beschwerden gegen Malinahmen
unmittelbarer Befehls- und Zwangsgewalt gemall dem 1. Hauptstiick des 2. Teiles des BFA-VG und gemafl dem 7. und
8. Hauptstiick des FPG.GemaR Paragraph 9, Absatz 2, des Fremdenpolizeigesetzes 2005 (FPG), Bundesgesetzblatt Teil
eins, Nr. 100 aus 2005, idgF, und Paragraph 7, Absatz eins, Ziffer eins, des BFA-Verfahrensgesetzes (BFA-VG),
Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 87 aus 2012, idgF, entscheidet das Bundesverwaltungsgericht tUber Beschwerden
gegen Entscheidungen (Bescheide) des BFA und gemaR Paragraph 7, Absatz eins, Ziffer 3, Gber Beschwerden gegen
Malnahmen unmittelbarer Befehls- und Zwangsgewalt gemaR dem 1. Hauptstlck des 2. Teiles des BFA-VG und gemaR
dem 7. und 8. Hauptstuck des FPG.

Der mit "Zustandigkeiten" betitelte § 3 Abs. 1 Z 3 des BFA-Einrichtungsgesetzes (BFA-G),BGBI. | Nr. 68/2013, bestimmt,
dass dem BFA die Vollziehung des 7., 8. und 11. Hauptstlckes des FPG obliegt.Der mit "Zustandigkeiten" betitelte
Paragraph 3, Absatz eins, Ziffer 3, des BFA-Einrichtungsgesetzes (BFA-G), Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 68 aus 2013,,
bestimmt, dass dem BFA die Vollziehung des 7., 8. und 11. Hauptstlckes des FPG obliegt.

Das 8. Hauptstiick des FPG regelt unter anderem in seinem 8. Abschnitt (88 76 bis 81) die Schubhaft und das gelindere
Mittel. Die Regelung Uber die Schubhaft nach § 76 FPG ist Bestandteil des 8. Hauptstiickes und somit unzweifelhaft von
der behdérdlichen Zustandigkeit des BFA nach § 3 Abs. 1 Z 3 BFA-G umfasst.Das 8. Hauptstlck des FPG regelt unter
anderem in seinem 8. Abschnitt (Paragraphen 76 bis 81) die Schubhaft und das gelindere Mittel. Die Regelung Uber die
Schubhaft nach Paragraph 76, FPG ist Bestandteil des 8. Hauptstlickes und somit unzweifelhaft von der behoérdlichen
Zustandigkeit des BFA nach Paragraph 3, Absatz eins, Ziffer 3, BFA-G umfasst.

Weiters bestimmt auch § 6 Abs. 1a FPG, dass Behorde im Inland nach dem 7., 8. und 11. Hauptstlck das Bundesamt
mit bundesweiter Zustandigkeit ist.Weiters bestimmt auch Paragraph 6, Absatz eins a, FPG, dass Behdrde im Inland
nach dem 7., 8. und 11. Hauptstlick das Bundesamt mit bundesweiter Zustandigkeit ist.

Da sich die gegenstandliche - zuldssige - Beschwerde gegen einen Schubhaftbescheid des BFA bzw. gegen eine dem
BFA zurechenbare AuslUbung unmittelbarer verwaltungsbehdrdlicher Befehls- und Zwangsgewalt in Form der
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Anhaltung in Schubhaft (vgl. VfSlg. 10.982/1986) richtet, ist das Bundesverwaltungsgericht jedenfalls fur die
Entscheidung zustandig.Da sich die gegenstandliche - zuldssige - Beschwerde gegen einen Schubhaftbescheid des BFA
bzw. gegen eine dem BFA zurechenbare Austibung unmittelbarer verwaltungsbehdérdlicher Befehls- und Zwangsgewalt
in Form der Anhaltung in Schubhaft vergleiche VfSlg. 10.982 aus 1986,) richtet, ist das Bundesverwaltungsgericht
jedenfalls fur die Entscheidung zustandig.

Gemdll 8 6 des Bundesverwaltungsgerichtsgesetzes (BVWGG),BGBI. | Nr. 10/2013, entscheidet das
Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung durch
Senate vorgesehen ist.Gemal Paragraph 6, des Bundesverwaltungsgerichtsgesetzes (BVWGG), Bundesgesetzblatt Teil
eins, Nr. 10 aus 2013,, entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder
Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist.

Da in den maBgeblichen gesetzlichen Bestimmungen eine Senatszustandigkeit nicht vorgesehen ist, obliegt in der
gegenstandlichen Rechtssache die Entscheidung dem nach der jeweils geltenden Geschaftsverteilung des
Bundesverwaltungsgerichtes zustandigen Einzelrichter.

Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des Bundesfinanzgerichtes ist durch das
Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz (VwWGVG), BGBI. | Nr 33/2013 idgF, geregelt. GemaR § 58 Abs. 2 VWGVG bleiben
entgegenstehende Bestimmungen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes bereits kundgemacht
wurden, in Kraft.Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des Bundesfinanzgerichtes ist durch das
Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz (VwWGVG), Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr 33 aus 2013, idgF, geregelt. GemaR
Paragraph 58, Absatz 2, VWGVG bleiben entgegenstehende Bestimmungen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses
Bundesgesetzes bereits kundgemacht wurden, in Kraft.

Gemalk § 17 VwGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren Uber
Beschwerden gemal3 Art. 130 Abs. 1 B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der §§ 1 bis 5 sowie des IV. Teiles,
die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung (BAO), BGBI. Nr. 194/1961, des Agrarverfahrensgesetzes (AgrVG),
BGBI. Nr. 173/1950, und des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 (DVG),BGBI. Nr. 29/1984, und im Ubrigen jene
verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemall anzuwenden, die die Behdrde in
dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden
gehabt hatte.GemaR Paragraph 17, VWGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das
Verfahren Uber Beschwerden gemald Artikel 130, Absatz eins, B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der
Paragraphen eins bis 5 sowie des romisch vier. Teiles, die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung (BAO),
Bundesgesetzblatt Nr. 194 aus 1961,, des Agrarverfahrensgesetzes (AgrVG), Bundesgesetzblatt Nr. 173 aus 1950,, und
des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 (DVG), Bundesgesetzblatt Nr. 29 aus 1984, und im Ubrigen jene
verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemall anzuwenden, die die Behdrde in
dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden
gehabt hatte.

Soweit das Verwaltungsgericht nicht Rechtswidrigkeit wegen Unzustadndigkeit der Behorde gegeben findet, hat es
gemald § 27 VWGVG den angefochtenen Bescheid, die angefochtene Ausibung unmittelbar verwaltungsbehdrdliche
Befehls- und Zwangsgewalt und die angefochtene Weisung aufgrund der Beschwerde (§ 9 Abs. 1 Z 3 und 4 VWGVG)
oder aufgrund der Erklarung tGber den Umfang der Anfechtung (8 9 Abs. 3 VWGVG) zu Uberprifen. GemaR § 9 Abs. 1
VwWGVG hat die Beschwerde unter anderem die Grinde, auf die sich die Behauptung der Rechtswidrigkeit stitzt, sowie
das Begehren zu enthalten.Soweit das Verwaltungsgericht nicht Rechtswidrigkeit wegen Unzustandigkeit der Behdrde
gegeben findet, hat es gemall Paragraph 27, VwWGVG den angefochtenen Bescheid, die angefochtene Ausibung
unmittelbar verwaltungsbehordliche Befehls- und Zwangsgewalt und die angefochtene Weisung aufgrund der
Beschwerde (Paragraph 9, Absatz eins, Ziffer 3 und 4 VwGVG) oder aufgrund der Erkldrung tGber den Umfang der
Anfechtung (Paragraph 9, Absatz 3, VWGVG) zu Uberprifen. Gemald Paragraph 9, Absatz eins, VWGVG hat die
Beschwerde unter anderem die Griinde, auf die sich die Behauptung der Rechtswidrigkeit stltzt, sowie das Begehren
zu enthalten.

Nach den Erlauterungen der Regierungsvorlage zur Verwaltungsgerichtsbarkeits-Novelle 2012,BGBI. | Nr. 51/2012 (RV
1618 BIgNR 24. GP), legt8& 27 VwGVG den Prufungsumfang des Verwaltungsgerichtes fest. Anders als die
Kognitionsbefugnis einer Berufungsbehdrde (vgl.§ 66 Abs. 4 AVG) soll die Kognitionsbefugnis des
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Verwaltungsgerichtes durch den Inhalt der Beschwerde beschrankt sein.Nach den Erlduterungen der
Regierungsvorlage zur Verwaltungsgerichtsbarkeits-Novelle 2012, Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 51 aus 2012,
Regierungsvorlage 1618 BIgNR 24. GP), legt Paragraph 27, VWGVG den Prufungsumfang des Verwaltungsgerichtes fest.
Anders als die Kognitionsbefugnis einer Berufungsbehdrde vergleiche Paragraph 66, Absatz 4, AVG) soll die
Kognitionsbefugnis des Verwaltungsgerichtes durch den Inhalt der Beschwerde beschrankt sein.

Zu Spruchteil A):
3.2. Zu Spruchpunkt 13.2. Zu Spruchpunkt rémisch eins.
8 76 FPGidgF lautet:Paragraph 76, FPG idgF lautet:

"8 76. (1) Fremde konnen festgenommen und angehalten werden (Schubhaft), sofern dies notwendig ist, um das
Verfahren zur Erlassung einer Rickkehrentscheidung, einer Anordnung zur AuBerlandesbringung, einer Ausweisung
oder eines Aufenthaltsverbotes bis zum Eintritt ihrer Durchsetzbarkeit oder um die Abschiebung zu sichern. Uber
Fremde, die sich rechtmallig im Bundesgebiet aufhalten, darf Schubhaft verhdangt werden, wenn auf Grund
bestimmter Tatsachen anzunehmen ist, sie wirden sich dem Verfahren entziehen.

(1a) Unmundige Minderjahrige durfen nicht in Schubhaft angehalten werden.

(2) Das Bundesamt kann Uber einen Asylwerber oder einen Fremden, der einen Antrag auf internationalen Schutz
gestellt hat, Schubhaft zum Zwecke der Sicherung des Verfahrens zur Erlassung einer Rickkehrentscheidung, zur
Erlassung einer Anordnung zur AulRerlandesbringung oder zur Sicherung der Abschiebung anordnen, wenn

gegen ihn eine durchsetzbare - wenn auch nicht rechtskraftige - Ruckkehrentscheidung erlassen wurde;

gegen ihn ein Verfahren zur Erlassung einer aufenthaltsbeendenden MaRRnahme gemal8 27 AsylG 2005 eingeleitet
wurde;gegen ihn ein Verfahren zur Erlassung einer aufenthaltsbeendenden MalRnahme gemal3 Paragraph 27, AsylG
2005 eingeleitet wurde;

gegen ihn vor Stellung des Antrages auf internationalen Schutz eine durchsetzbare Ruckkehrentscheidung, eine
durchsetzbare Anordnung zur Aulerlandesbringung, durchsetzbare Ausweisung oder ein durchsetzbares
Aufenthaltsverbot erlassen worden ist oder

auf Grund des Ergebnisses der Befragung, der Durchsuchung und der erkennungsdienstlichen Behandlung
anzunehmen ist, dass der Antrag des Fremden auf internationalen Schutz mangels Zustandigkeit Osterreichs zur

Prufung zurickgewiesen werden wird.
(2a) Das Bundesamt hat Uber einen Asylwerber Schubhaft anzuordnen, wenn

gegen ihn eine zurtickweisende Entscheidung gemaR 88 4a oder 5 AsylG 2005 und eine durchsetzbare Anordnung zur
AuBerlandesbringung oder eine durchsetzbare Ausweisung erlassen wurde oder ihm gemal} § 12a Abs. 1 AsylG 2005
ein faktischer Abschiebeschutz nicht zukommt;gegen ihn eine zurtckweisende Entscheidung gemaR Paragraphen 4 a,
oder 5 AsylG 2005 und eine durchsetzbare Anordnung zur AuRerlandesbringung oder eine durchsetzbare Ausweisung
erlassen wurde oder ihm gemaR Paragraph 12 a, Absatz eins, AsylG 2005 ein faktischer Abschiebeschutz nicht
zukommt;

eine Mitteilung gemal § 29 Abs. 3 Z 4 bis 6 AsylG 2005 erfolgt ist und der Asylwerber die Gebietsbeschrankung gemanR
§ 12 Abs. 2 AsylG 2005 verletzt hateine Mitteilung gemal’ Paragraph 29, Absatz 3, Ziffer 4 bis 6 AsylG 2005 erfolgt ist
und der Asylwerber die Gebietsbeschrankung gemaR Paragraph 12, Absatz 2, AsylG 2005 verletzt hat;

der Asylwerber die Meldeverpflichtung gemaR§ 15a AsylG 2005 mehr als einmal verletzt hat;der Asylwerber die
Meldeverpflichtung gemaR Paragraph 15 a, AsylG 2005 mehr als einmal verletzt hat;

der Asylwerber, gegen den gemdal38 27 AsylG 2005 ein Verfahren zur Erlassung einer aufenthaltsbeendenden
MalRnahme eingeleitet wurde, der Mitwirkungsverpflichtung gemaR § 13 Abs. 2 BFA-VG nicht nachgekommen ist;der
Asylwerber, gegen den gemaR Paragraph 27, AsylG 2005 ein Verfahren zur Erlassung einer aufenthaltsbeendenden
MalRnahme eingeleitet wurde, der Mitwirkungsverpflichtung gemalR Paragraph 13, Absatz 2, BFA-VG nicht
nachgekommen ist;

der Asylwerber einen Folgeantrag (8 2 Abs. 1 Z 23 AsylG 2005) gestellt hat und der faktische Abschiebeschutz gemaR§
12a Abs. 2 AsylG 2005 aufgehoben wurde, oderder Asylwerber einen Folgeantrag (Paragraph 2, Absatz eins, Ziffer 23,
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AsylG 2005) gestellt hat und der faktische Abschiebeschutz gemald Paragraph 12 a, Absatz 2, AsylG 2005 aufgehoben
wurde, oder

sich der Asylwerber gemaR § 24 Abs. 4 AsylG 2005 ungerechtfertigt aus der Erstaufnahmestelle entfernt hat, soweit
eine der Voraussetzungen des Abs. 2 Z 1 bis 4 vorliegt,sich der Asylwerber gemal Paragraph 24, Absatz 4, AsylG 2005
ungerechtfertigt aus der Erstaufnahmestelle entfernt hat, soweit eine der Voraussetzungen des Absatz 2, Ziffer eins bis
4 vorliegt,

und die Schubhaft fur die Sicherung eines Verfahrens zur Erlassung einer aufenthaltsbeendenden MaBnahme oder zur
Sicherung der Abschiebung notwendig ist, es sei denn, dass besondere Umstande in der Person des Asylwerbers der
Schubhaft entgegenstehen.

(3) Die Schubhaft ist mit Bescheid anzuordnen; dieser ist gemaR8 57 AVG zu erlassen, es sei denn, der Fremde
befande sich bei Einleitung des Verfahrens zu seiner Erlassung aus anderem Grund nicht blof3 kurzfristig in Haft. Nicht
vollstreckte Schubhaftbescheide gemal3 § 57 AVG gelten 14 Tage nach ihrer Erlassung als widerrufen(3) Die Schubhaft
ist mit Bescheid anzuordnen; dieser ist gemaf Paragraph 57, AVG zu erlassen, es sei denn, der Fremde befdnde sich
bei Einleitung des Verfahrens zu seiner Erlassung aus anderem Grund nicht bloR kurzfristig in Haft. Nicht vollstreckte
Schubhaftbescheide gemal Paragraph 57, AVG gelten 14 Tage nach ihrer Erlassung als widerrufen.

(4) (aufgehoben durch BGBI. | Nr. 87/2012)(4) (aufgehoben durch Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 87 aus 2012,)

(5) Wird eine Ruckkehrentscheidung, eine Anordnung zur AuRerlandesbringung, eine Ausweisung oder ein
Aufenthaltsverbot durchsetzbar und erscheint die Uberwachung der Ausreise des Fremden notwendig, so gilt die zur
Sicherung des Verfahrens angeordnete Schubhaft ab diesem Zeitpunkt als zur Sicherung der Abschiebung verhangt.

(6) Stellt ein Fremder wahrend der Anhaltung in Schubhaft einen Antrag auf internationalen Schutz, so kann diese
aufrecht erhalten werden. Liegen die Voraussetzungen des Abs. 2 oder 2a vor, gilt die Schubhaft als nach Abs. 2 oder
2a verhangt. Das Vorliegen der Voraussetzungen fur die Anordnung der Schubhaft gemaR Abs. 2 oder 2a ist mit
Aktenvermerk festzuhalten.(6) Stellt ein Fremder wahrend der Anhaltung in Schubhaft einen Antrag auf
internationalen Schutz, so kann diese aufrecht erhalten werden. Liegen die Voraussetzungen des Absatz 2, oder 2a vor,
gilt die Schubhaft als nach Absatz 2, oder 2a verhangt. Das Vorliegen der Voraussetzungen flr die Anordnung der
Schubhaft gemald Absatz 2, oder 2a ist mit Aktenvermerk festzuhalten.

(7) (aufgehoben durch BGBI. | Nr. 87/2012)"(7) (aufgehoben durch Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 87 aus 2012,)"

Der mit "Rechtsschutz bei Festnahme, Anhaltung und Schubhaft" betitelte§ 22a BFA-VG idgF lautet:Der mit
"Rechtsschutz bei Festnahme, Anhaltung und Schubhaft" betitelte Paragraph 22 a, BFA-VG idgF lautet:

"§ 22a. (1) Der Fremde hat das Recht, das Bundesverwaltungsgericht mit der Behauptung der Rechtswidrigkeit des
Schubhaftbescheides, der Festnahme oder der Anhaltung anzurufen, wenn

er nach diesem Bundesgesetz festgenommen worden ist,
er unter Berufung auf dieses Bundesgesetz angehalten wird oder wurde, oder
gegen ihn Schubhaft gemal dem 8. Hauptstiick des FPG angeordnet wurde.

(2) Die Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichtes Uber die Fortsetzung der Schubhaft hat binnen einer Woche zu
ergehen, es sei denn, die Anhaltung des Fremden hatte vorher geendet.

(3) Sofern die Anhaltung noch andauert, hat das Bundesverwaltungsgericht jedenfalls festzustellen, ob zum Zeitpunkt
seiner Entscheidung die fur die Fortsetzung der Schubhaft maRgeblichen Voraussetzungen vorliegen.

(4) Soll ein Fremder langer als vier Monate durchgehend in Schubhaft angehalten werden, so ist die
VerhaltnismaRigkeit der Anhaltung nach dem Tag, an dem das vierte Monat Uberschritten wurde, und danach alle vier
Wochen vom Bundesverwaltungsgericht zu Uberprifen. Das Bundesamt hat die Verwaltungsakten so rechtzeitig
vorzulegen, dass dem Bundesverwaltungsgericht eine Woche zur Entscheidung vor den gegenstandlichen Terminen
bleibt. Mit Vorlage der Verwaltungsakten gilt die Beschwerde als fir den in Schubhaft befindlichen Fremden
eingebracht. Das Bundesamt hat darzulegen, warum die Aufrechterhaltung der Schubhaft notwendig und
verhaltnismaRig ist. Das Bundesverwaltungsgericht hat jedenfalls festzustellen, ob zum Zeitpunkt seiner Entscheidung
die fur die Fortsetzung der Schubhaft maRgeblichen Voraussetzungen vorliegen und ob die Aufrechterhaltung der
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Schubhaft verhaltnismaRig ist. Diese Uberpriifung hat zu entfallen, soweit eine Beschwerde gemaR Abs. 1 bereits
eingebracht wurde.(4) Soll ein Fremder langer als vier Monate durchgehend in Schubhaft angehalten werden, so ist die
VerhaltnismaRigkeit der Anhaltung nach dem Tag, an dem das vierte Monat Uberschritten wurde, und danach alle vier
Wochen vom Bundesverwaltungsgericht zu Uberprufen. Das Bundesamt hat die Verwaltungsakten so rechtzeitig
vorzulegen, dass dem Bundesverwaltungsgericht eine Woche zur Entscheidung vor den gegenstandlichen Terminen
bleibt. Mit Vorlage der Verwaltungsakten gilt die Beschwerde als fiir den in Schubhaft befindlichen Fremden
eingebracht. Das Bundesamt hat darzulegen, warum die Aufrechterhaltung der Schubhaft notwendig und
verhaltnismaRig ist. Das Bundesverwaltungsgericht hat jedenfalls festzustellen, ob zum Zeitpunkt seiner Entscheidung
die fur die Fortsetzung der Schubhaft maRgeblichen Voraussetzungen vorliegen und ob die Aufrechterhaltung der
Schubhaft verhaltnisméaRig ist. Diese Uberpriifung hat zu entfallen, soweit eine Beschwerde gemaR Absatz eins, bereits
eingebracht wurde.

(5) Gegen die Anordnung der Schubhaft ist eine Vorstellung nicht zulassig."

Was die rechtswirksame Einbringung einer Schubhaftbeschwerde nach§ 22a BFA-VG beim Bundesverwaltungsgericht
und/oder beim BFA, den Beginn der einwdchigen Entscheidungsfrist nach § 22a Abs. 2 BFA-VG, die Rechtsnatur des
Rechtsmittels der Schubhaftbeschwerde, das auf Grund dieses Rechtsmittels anzuwendende (einheitliche) Verfahren
und die Zulassigkeit des Fortsetzungsausspruchs nach § 22a Abs. 3 BFA-VG anbelangt, hat der Verfassungsgerichtshof
(VfFGH) mit Beschluss vom 26.06.2014, ZI. E 4/2014-11, bezogen auf das Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichtes
vom 21.01.2014, ZI. 1403 2000252-1/2E, gemal} Art. 140 Abs. 1 B-VG eine amtswegige Prifung der
Verfassungsmaligkeit des § 22a Abs. 1 bis 3 BFA-VG eingeleitet.Was die rechtswirksame Einbringung einer
Schubhaftbeschwerde nach Paragraph 22 a, BFA-VG beim Bundesverwaltungsgericht und/oder beim BFA, den Beginn
der einwdchigen Entscheidungsfrist nach Paragraph 22 a, Absatz 2, BFA-VG, die Rechtsnatur des Rechtsmittels der
Schubhaftbeschwerde, das auf Grund dieses Rechtsmittels anzuwendende (einheitliche) Verfahren und die Zulassigkeit
des Fortsetzungsausspruchs nach Paragraph 22 a, Absatz 3, BFA-VG anbelangt, hat der Verfassungsgerichtshof (VfGH)
mit Beschluss vom 26.06.2014, ZI. E 4/2014-11, bezogen auf das Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichtes vom
21.01.2014, ZI. 1403 2000252-1/2E, gemal Artikel 140, Absatz eins, B-VG eine amtswegige Prifung der
Verfassungsmafigkeit des Paragraph 22 a, Absatz eins bis 3 BFA-VG eingeleitet.

Unbeschadet dessen geht das Bundesverwaltungsgericht vorlaufig von folgenden Erwagungen aus:

Wenn man die Ansicht vertreten wiirde, dass der Bundesgesetzgeber die Einbringung der Schubhaftbeschwerde nach
§ 22a BFA-VG - auch oder nur - beim BFA vorgesehen hatte, dann wirde das das Vorliegen von entsprechenden
Regelungen nach dem Muster des § 82 Abs. 2 und 3 FPG aF Uber die Einbringung und Weiterleitung innerhalb von zwei
Werktagen bedingen, was jedoch nach der geltenden Rechtslage nicht der Fall ist. Wenn man die Ansicht vertreten
wUlrde, dass der Bundesgesetzgeber die Einbringung der Schubhaftbeschwerde nach Paragraph 22 a, BFA-VG - auch
oder nur - beim BFA vorgesehen hatte, dann wirde das das Vorliegen von entsprechenden Regelungen nach dem
Muster des Paragraph 82, Absatz 2 und 3 FPG aF Uber die Einbringung und Weiterleitung innerhalb von zwei
Werktagen bedingen, was jedoch nach der geltenden Rechtslage nicht der Fall ist.

Weitgehend unstrittig erscheint unter BerUcksichtigung der bisherigen und wohl auch auf die geltende Rechtslage
Ubertragbaren hochstgerichtlichen Rechtsprechung (siehe v.a. VwWGH 30.04.2009, ZI. 2008/21/0565; VfGH 29.06.1995,
VfSlg. 14.192/1995), dass die Schubhaftbeschwerde im Sinne des § 22a BFA-VG - wie jene nach§ 82 FPG in der bis
31.12.2013 geltenden Fassung - ein besonderes Rechtsmittel zur Haftprifung ist, das sowohl Elemente einer sog.
"Malinahmenbeschwerde" als auch einer Bescheidbeschwerde aufweist.Weitgehend unstrittig erscheint unter
Berucksichtigung der bisherigen und wohl auch auf die geltende Rechtslage Ubertragbaren hochstgerichtlichen
Rechtsprechung (siehe v.a. VwWGH 30.04.2009, ZI. 2008/21/0565; VfGH 29.06.1995, VfSlg. 14.192 aus 1995,), dass die
Schubhaftbeschwerde im Sinne des Paragraph 22 a, BFA-VG - wie jene nach Paragraph 82, FPG in der bis 31.12.2013
geltenden Fassung - ein besonderes Rechtsmittel zur Haftprifung ist, das sowohl Elemente einer sog.
"MaRBnahmenbeschwerde" als auch einer Bescheidbeschwerde aufweist.

Die Ansicht, wonach auf Grund eines "Typenzwangs" der einzelnen Rechtsmittel jedoch keine klare Zuordenbarkeit der
Beschwerde nach & 22a BFA-VG zu Art. 130 Abs. 1 Z 1 oder 2 B-VG moglich und deshalb diese Regelung auch im
Hinblick auf das Legalitatsprinzip nach Art. 18 Abs. 1 B-VG verfassungswidrig sei, Ubersieht jedoch, dass Art. 6 Abs. 1
des Bundesverfassungsgesetzes Uber den Schutz der personlichen Freiheit, BGBI. | Nr. 684/1988 (im Folgenden:
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PersFrBVG), ebenso wie Art. 5 Abs. 4 EMRK bei Fallen von Freiheitsentziehungen durch Festnahme und Haft (Anhaltung
in Schubhaft) ein sog. "Habeas corpus"-Prufungsverfahren voraussetzt, und zwar unabhangig davon, ob die Anhaltung
noch aufrecht ist oder nicht. So hat der VfGH mit Erkenntnis vom 03.03.1994, VfSlg. 13.698/1994, ausgesprochen, dass
ein Fremder, der angehalten wird oder wurde, einen aus Art. 6 Abs. 1 PersFrBVG bestehenden Anspruch auf
Feststellung der Rechtswidrigkeit der Anhaltung hat, und zwar auch nach Beendigung der Schubhaft, wenn er
innerhalb einer Frist von sechs Wochen (das ist die fur die Einbringung einer Beschwerde wegen Ausubung
unmittelbarer verwaltungsbehdrdlicher Befehls- und Zwangsgewalt vorgesehene Frist) nach tatsachlicher Beendigung
der Schubhaft eine Beschwerde erhebt.Die Ansicht, wonach auf Grund eines "Typenzwangs" der einzelnen
Rechtsmittel jedoch keine klare Zuordenbarkeit der Beschwerde nach Paragraph 22 a, BFA-VG zu Artikel 130, Absatz
eins, Ziffer eins, oder 2 B-VG moglich und deshalb diese Regelung auch im Hinblick auf das Legalitatsprinzip nach
Artikel 18, Absatz eins, B-VG verfassungswidrig sei, Ubersieht jedoch, dass Artikel 6, Absatz eins, des
Bundesverfassungsgesetzes Uber den Schutz der persénlichen Freiheit, Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 684 aus 1988,
(im Folgenden: PersFrBVG), ebenso wie Artikel 5, Absatz 4, EMRK bei Fallen von Freiheitsentziehungen durch
Festnahme und Haft (Anhaltung in Schubhaft) ein sog. "Habeas corpus"-Prifungsverfahren voraussetzt, und zwar
unabhangig davon, ob die Anhaltung noch aufrecht ist oder nicht. So hat der VfGH mit Erkenntnis vom 03.03.1994,
VfSlg. 13.698 aus 1994,, ausgesprochen, dass ein Fremder, der angehalten wird oder wurde, einen aus Artikel 6, Absatz
eins, PersFrBVG bestehenden Anspruch auf Feststellung der Rechtswidrigkeit der Anhaltung hat, und zwar auch nach
Beendigung der Schubhaft, wenn er innerhalb einer Frist von sechs Wochen (das ist die fur die Einbringung einer
Beschwerde wegen Auslbung unmittelbarer verwaltungsbehdérdlicher Befehls- und Zwangsgewalt vorgesehene Frist)
nach tatsachlicher Beendigung der Schubhaft eine Beschwerde erhebt.

Gemald Art. 2 Abs. 1 Z 7 PersFrBVG, darf die persdnliche Freiheit einem Menschen auf die gesetzlich vorgeschriebene
Weise entzogen werden, wenn dies notwendig ist, um eine beabsichtigte Ausweisung oder Auslieferung zu
sichern.Gemal Artikel 2, Absatz eins, Ziffer 7, PersFrBVG, darf die persdnliche Freiheit einem Menschen auf die
gesetzlich vorgeschriebene Weise entzogen werden, wenn dies notwendig ist, um eine beabsichtigte Ausweisung oder
Auslieferung zu sichern.

Gemald Art. 6 Abs. 1 PersFrBVG hat jedermann, der festgenommen oder angehalten wird, das Recht auf ein Verfahren,
in dem durch ein Gericht oder durch eine andere unabhdngige Behdrde Uber die RechtmaRigkeit des
Freiheitsentzuges entschieden und im Falle der Rechtswidrigkeit seine Freilassung angeordnet wird. Die Entscheidung
hat binnen einer Woche zu ergehen, es sei denn, die Anhaltung hatte vorher geendet.GemaR Artikel 6, Absatz eins,
PersFrBVG hat jedermann, der festgenommen oder angehalten wird, das Recht auf ein Verfahren, in dem durch ein
Gericht oder durch eine andere unabhangige Behdrde Uber die RechtmaRigkeit des Freiheitsentzuges entschieden und
im Falle der Rechtswidrigkeit seine Freilassung angeordnet wird. Die Entscheidung hat binnen einer Woche zu ergehen,
es sei denn, die Anhaltung hatte vorher geendet.

Gemald Art. 5 Abs. 1 lit. f EMRK darf die Freiheit einem Menschen auf die gesetzlich vorgeschriebene Weise entzogen
werden, wenn er rechtmallig festgenommen worden ist oder in Haft gehalten wird, um ihn daran zu hindern,
unberechtigt in das Staatsgebiet einzudringen oder weil er von einem gegen ihn schwebenden Ausweisungs- oder
Auslieferungsverfahren betroffen ist.GemaR Artikel 5, Absatz eins, Litera f, EMRK darf die Freiheit einem Menschen auf
die gesetzlich vorgeschriebene Weise entzogen werden, wenn er rechtmaRig festgenommen worden ist oder in Haft
gehalten wird, um ihn daran zu hindern, unberechtigt in das Staatsgebiet einzudringen oder weil er von einem gegen
ihn schwebenden Ausweisungs- oder Auslieferungsverfahren betroffen ist.

Gemald Art. 5 Abs. 4 EMRK hat jedermann, dem seine Freiheit durch Festnahme oder Haft entzogen wird, das Recht, ein
Verfahren zu beantragen, in dem von einem Gericht ehetunlich Gber die RechtmaRigkeit der Haft entschieden wird
und im Falle der Widerrechtlichkeit seine Entlassung angeordnet wird.GemaR Artikel 5, Absatz 4, EMRK hat jedermann,
dem seine Freiheit durch Festnahme oder Haft entzogen wird, das Recht, ein Verfahren zu beantragen, in dem von
einem Gericht ehetunlich Uber die RechtmaRigkeit der Haft entschieden wird und im Falle der Widerrechtlichkeit seine
Entlassung angeordnet wird.

Aus den eben dargelegten Erwadgungen vertritt das erkennende Gericht daher die Ansicht, dass die
Schubhaftbeschwerde nach § 22a BFA-VG zwar ein besonderes Rechtsmittel zur Uberpriifung der RechtsmaRigkeit der
Schubhaft sowie der Festnahme und Anhaltung darstellt, welches aber Uberwiegend am Konzept einer sog.
Malinahmenbeschwerde im Sinne des Art. 130 Abs. 1 Z 2 B-VG angelehnt ist. Auch nach der bisherigen Rechtslage des
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§ 82 FPG aF war die Sonderregelung der Schubhaftbeschwerde an den UVS - auf Grund des Verweises auf8 67c AVG in
8§ 83 Abs. 2 FPG aF - darauf gegrindet, dass die Schubhaftbeschwerde einer MaBnahmenbeschwerde angenahert ist,
weshalb auch die sechswochige Beschwerdefrist als maf3geblich angesehen wurde. Dies gilt unverandert auch nach
MaRBgabe des geltenden 8 7 Abs. 4 2. Satz VwGVG.Aus den eben dargelegten Erwdgungen vertritt das erkennende
Gericht daher die Ansicht, dass die Schubhaftbeschwerde nach Paragraph 22 a, BFA-VG zwar ein besonderes
Rechtsmittel zur Uberprifung der RechtsmaRigkeit der Schubhaft sowie der Festnahme und Anhaltung darstellt,
welches aber Gberwiegend am Konzept einer sog. Malinahmenbeschwerde im Sinne des Artikel 130, Absatz eins, Ziffer
2, B-VG angelehnt ist. Auch nach der bisherigen Rechtslage des Paragraph 82, FPG aF war die Sonderregelung der
Schubhaftbeschwerde an den UVS - auf Grund des Verweises auf Paragraph 67 ¢, AVG in Paragraph 83, Absatz 2, FPG
aF - darauf gegrindet, dass die Schubhaftbeschwerde einer MaBnahmenbeschwerde angenahert ist, weshalb auch die
sechswochige Beschwerdefrist als mal3geblich angesehen wurde. Dies gilt unverandert auch nach MaRgabe des
geltenden Paragraph 7, Absatz 4, 2. Satz VwGVG.

Folglich kommt auch die Regelung des§ 16 Abs. 1 BFA-VG nicht zur Anwendung, wonach die Frist zur Erhebung einer
Beschwerde gegen einen Bescheid des BFA zwei Wochen betragt. Eine Schubhaftbeschwerde kann jedenfalls wahrend
der gesamten Dauer der Schubhaft eingebracht werden; vor deren Beendigung kann sich die Frage der Befristung der
Einbringung gar nicht stellen (VfGH 03.03.1994, VfSlg. 13.698/1994).Folglich kommt auch die Regelung des Paragraph
16, Absatz eins, BFA-VG nicht zur Anwendung, wonach die Frist zur Erhebung einer Beschwerde gegen einen Bescheid
des BFA zwei Wochen betragt. Eine Schubhaftbeschwerde kann jedenfalls wahrend der gesamten Dauer der Schubhaft
eingebracht werden; vor deren Beendigung kann sich die Frage der Befristung der Einbringung gar nicht stellen (VfGH
03.03.1994, VfSlg. 13.698 aus 1994,).

Gemal? § 20 1. Satz VWGVG sind Beschwerden gegen die Ausiibung unmittelbarer verwaltungsbehordlicher Befehls-
und Zwangsgewalt gemal Art. 130 Abs. 1 Z 2 B-VG unmittelbar beim Verwaltungsgericht einzubringen.Gemaf
Paragraph 20, 1. Satz VwGVG sind Beschwerden gegen die Ausiibung unmittelbarer verwaltungsbehordlicher Befehls-
und Zwangsgewalt gemaR Artikel 130, Absatz eins, Ziffer 2, B-VG unmittelbar beim Verwaltungsgericht einzubringen.

Aus all dem ergibt sich, dass Schubhaftbeschwerden nach§ 22a BFA-VG unmittelbar beim Bundesverwaltungsgericht
einzubringen sind. Wird eine Schubhaftbeschwerde bei der Behorde (beim BFA) eingebracht, so hat die Behdrde (das
BFA) nach § 6 Abs. 1 AVG vorzugehen. Ebenso hat das BFA auf Anordnung des Bundesverwaltungsgerichtes die dem
betreffenden Verfahren zugrunde liegenden Verwaltungsakten unverzlglich dem Bundesverwaltungsgericht
vorzulegen.Aus all dem ergibt sich, dass Schubhaftbeschwerden nach Paragraph 22 a, BFA-VG unmittelbar beim
Bundesverwaltungsgericht einzubringen sind. Wird eine Schubhaftbeschwerde bei der Behdrde (beim BFA)
eingebracht, so hat die Behorde (das BFA) nach Paragraph 6, Absatz eins, AVG vorzugehen. Ebenso hat das BFA auf
Anordnung des Bundesverwaltungsgerichtes die dem betreffenden Verfahren zugrunde liegenden Verwaltungsakten
unverzlglich dem Bundesverwaltungsgericht vorzulegen.

Hinsichtlich der Entscheidungsfrist von einer Woche gemaR§ 22a Abs. 2 BFA-VG (bei aufrechter Anhaltung in
Schubhaft) ist auszufuhren, dass gemal § 34 Abs. 1 2. Satz VwWGVG Entscheidungsfristen des Verwaltungsgerichts mit
der Vorlage der Beschwerde beginnen. Da Schubhaftbeschwerden nach der oben dargelegten Ansicht des
erkennenden Gerichts unmittelbar beim Bundesverwaltungsgericht einzubringen sind, beginnt der Lauf der
einwochigen Entscheidungsfrist mit dem Zeitpunkt des Einlangens der Beschwerde beim Bundesverwaltungsgericht
(siehe auch BVwWG 21.01.2014, 1403 2000252-1/2E; 28.01.2014, G301 2000355-1/4E; 10.04.2014, G301 2006514-1/7E;
16.05.2014, G301 2007798-1/5E; 16.07.2014, G301 2009367-1/12E, u.v.a.).Hinsichtlich der Entscheidungsfrist von einer
Woche gemaR Paragraph 22 a, Absatz 2, BFA-VG (bei aufrechter Anhaltung in Schubhaft) ist auszufihren, dass gemaR
Paragraph 34, Absatz eins, 2. Satz VwWGVG Entscheidungsfristen des Verwaltungsgerichts mit der Vorlage der
Beschwerde beginnen. Da Schubhaftbeschwerden nach der oben dargelegten Ansicht des erkennenden Gerichts
unmittelbar beim Bundesverwaltungsgericht einzubringen sind, beginnt der Lauf der einwdchigen Entscheidungsfrist
mit dem Zeitpunkt des Einlangens der Beschwerde beim Bundesverwaltungsgericht (siehe auch BVwG 21.01.2014, 1403
2000252-1/2E; 28.01.2014, G301 2000355-1/4E; 10.04.2014, G301 2006514-1/7E; 16.05.2014, G301 2007798-1/5E;
16.07.2014, G301 2009367-1/12E, u.v.a.).

Die Anhaltung in Schubhaft ist nach MaRRgabe der grundrechtlichen Garantien des Art. 2 Abs. 1 Z 7 PersFrBVG und des
Art. 5 Abs. 1 lit. f EMRK nur dann zulassig, wenn sie - neben dem Vorliegen eines gesetzlichen Schubhafttatbestandes (&
76 Abs. 1, 2 oder 2a FPG) - zur Sicherung der Erlassung einer aufenthaltsbeendenden MaRRnahme oder einer


https://www.jusline.at/gesetz/fpg/paragraf/82
https://www.jusline.at/gesetz/avg/paragraf/67c
https://www.jusline.at/gesetz/fpg/paragraf/83
https://www.jusline.at/gesetz/bfa-vg/paragraf/16
https://www.jusline.at/gesetz/bfa-vg/paragraf/22a
https://www.jusline.at/gesetz/avg/paragraf/6
https://www.jusline.at/gesetz/bfa-vg/paragraf/22a

Abschiebung des betroffenen Fremden notwendig ist. Der Anordnung der Schubhaft muss ein konkreter
Sicherungsbedarf zugrunde liegen und die Schubhaft muss unter Berucksichtigung der Umstande des jeweiligen
Einzelfalls verhaltnismaRig sein. Dabei sind das 6ffentliche Interesse an der Sicherung der AuRBerlandesschaffung des
Fremden (Aufenthaltsbeendigung) und das Interesse des Betroffenen an der Schonung seiner personlichen Freiheit
abzuwagen. Kann der Sicherungszweck auf eine andere, die Rechte des Betroffenen schonendere Weise, wie etwa
durch die Anordnung eines gelinderen Mittels nach § 77 FPG, erreicht werden, ist die Anordnung der Schubhaft nicht
zulassig (VfGH 03.10.2012, VfSlg. 19.675/2012; VwGH 22.01.2009, ZI.2008/21/0647; 30.08.2007,Die Anhaltung in
Schubhaft ist nach MaRgabe der grundrechtlichen Garantien des Artikel 2, Absatz eins, Ziffer 7, PersFrBVG und des
Artikel 5, Absatz eins, Litera f, EMRK nur dann zuldssig, wenn sie - neben dem Vorliegen eines gesetzlichen
Schubhafttatbestandes (Paragraph 76, Absatz eins, 2, oder 2a FPG) - zur Sicherung der Erlassung einer
aufenthaltsbeendenden MalRnahme oder einer Abschiebung des betroffenen Fremden notwendig ist. Der Anordnung
der Schubhaft muss ein konkreter Sicherungsbedarf zugrunde liegen und die Schubhaft muss unter Berucksichtigung
der Umstande des jeweiligen Einzelfalls verhaltnismaliig sein. Dabei sind das 6ffentliche Interesse an der Sicherung der
AuBerlandesschaffung des Fremden (Aufenthaltsbeendigung) und das Interesse des Betroffenen an der Schonung
seiner personlichen Freiheit abzuwagen. Kann der Sicherungszweck auf eine andere, die Rechte des Betroffenen
schonendere Weise, wie etwa durch die Anordnung eines gelinderen Mittels nach Paragraph 77, FPG, erreicht werden,
ist die Anordnung der Schubhaft nicht zulassig (VfGH 03.10.2012, VfSIg. 19.675 aus 2012,; VwWGH 22.01.2009, ZI.
2008/21/0647; 30.08.2007,

Z1.2007/21/0043).

Ein Sicherungsbedarf ist in der Regel dann gegeben, wenn mit Recht angenommen werden kann, dass sich der Fremde
dem behdrdlichen Zugriff entziehen oder diesen zumindest wesentlich erschweren werde. Es ist allerdings nicht
erforderlich, dass ein Verfahren zur Erlassung einer aufenthaltsbeendenden MalRnahme bereits eingeleitet worden ist
(VWGH 28.06.2002, ZI. 2002/02/0138).

Die fehlende Ausreisewilligkeit des Fremden, d.h. das blof3e Unterbleiben der Ausreise, obwohl keine Berechtigung
zum Aufenthalt besteht, vermag fur sich genommen die Verhangung der Schubhaft nicht zu rechtfertigen. Vielmehr
muss der - aktuelle - Sicherungsbedarf in weiteren Umstdanden begrindet sein, etwa in mangelnder sozialer
Verankerung in Osterreich. Dafiir kommt insbesondere das Fehlen ausreichender familidrer, sozialer oder beruflicher
Anknupfungspunkte im Bundesgebiet in Betracht, was die Beflrchtung, es bestehe das Risiko des Untertauchens eines
Fremden, rechtfertigen kann. Abgesehen von der damit angesprochenen Integration des Fremden in Osterreich ist bei
der Prifung des Sicherungsbedarfes auch sein bisheriges Verhalten in Betracht zu ziehen, wobei friihere Delinquenz
das Gewicht des offentlichen Interesses an einer baldigen Durchsetzung einer Abschiebung maRgeblich vergroRern
kann (VWGH 21.12.2010, ZI. 2007/21/0498; weiters VwGH 08.09.2005, ZI.2005/21/0301; 23.09.2010, ZI.2009/21/0280).

Nach dem Vorliegen eines Tatbestandes nach& 76 FPG kann die Anhaltung eines Asylwerbers bzw. Fremden in
Schubhaft nur dann gerechtfertigt sein, wenn besondere Umstande vorliegen, die im jeweiligen Asylverfahrensstadium
ein Untertauchen des betreffenden Fremden befiirchten lassen (vgl. VwGH 05.07.2011, ZI. 2008/21/0080 mwN). Dabei
bedarf es in dem frihen Verfahrensstadium (etwa vor Einleitung des Verfahrens zur Erlassung einer
aufenthaltsbeendenden MaRRnahme) besonderer Umstdnde, die ein Untertauchen des betreffenden Fremden schon
zu diesem Zeitpunkt konkret beflirchten lassen. In einem spateren Stadium des Asylverfahrens, insbesondere nach
Vorliegen einer durchsetzbaren Riickkehrentscheidung oder Anordnung zur Aul3erlandesbringung, kdnnen dann unter
Umstanden auch weniger ausgepragte Hinweise auf eine Vereitelung oder Erschwerung der Aufenthaltsbeendigung fiir
die Annahme eines Sicherungsbedarfs genligen (vgl. VWGH 23.09.2010, ZI. 2007/21/0432 mwN).Nach dem Vorliegen
eines Tatbestandes nach Paragraph 76, FPG kann die Anhaltung eines Asylwerbers bzw. Fremden in Schubhaft nur
dann gerechtfertigt sein, wenn besondere Umstande vorliegen, die im jeweiligen Asylverfahrensstadium ein
Untertauchen des betreffenden Fremden befiirchten lassen vergleiche VwGH 05.07.2011, ZI. 2008/21/0080 mwN).
Dabei bedarf es in dem frihen Verfahrensstadium (etwa vor Einleitung des Verfahrens zur Erlassung einer
aufenthaltsbeendenden MalRnahme) besonderer Umstande, die ein Untertauchen des betreffenden Fremden schon
zu diesem Zeitpunkt konkret beflirchten lassen. In einem spéateren Stadium des Asylverfahrens, insbesondere nach
Vorliegen einer durchsetzbaren Ruckkehrentscheidung oder Anordnung zur Aul3erlandesbringung, kbnnen dann unter
Umstanden auch weniger ausgepragte Hinweise auf eine Vereitelung oder Erschwerung der Aufenthaltsbeendigung fiir
die Annahme eines Sicherungsbedarfs gentigen vergleiche VwGH 23.09.2010, ZI. 2007/21/0432 mwN).
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Zum Fall:

Auf Grund des durchgefuhrten Ermittlungsverfahrens und des festgestellten Sachverhaltes erweist sich die
gegenstandliche Beschwerde als unbegrindet:

Die vorliegende Beschwerde richtet sich sowohl gegen den Schubhaftbescheid als auch gegen die (andauernde)
Anhaltung in Schubhaft.

Zu den Rechtsgrundlagen:

Im gegenwartigen Fall stitzte das Bundesamt richtigerweise den Schubhaftbescheid auf§8 76 Abs.1 FPG da es sich um
einen Fremden - nicht jedoch um einen Asylwerber - gehandelt hat, dessen Verfahren zur Erlassung einer
Ruckkehrentscheidung bzw. dessen Abschiebung gesichert werden musste. Der Asylantrag wurde erst in weiterer
Folge gestellt und ist mittlerweile negativ entschieden (vgl. oben).Im gegenwartigen Fall stitzte das Bundesamt
richtigerweise den Schubhaftbescheid auf Paragraph 76, Absatz eins, FPG da es sich um einen Fremden - nicht jedoch
um einen Asylwerber - gehandelt hat, dessen Verfahren zur Erlassung einer Rlckkehrentscheidung bzw. dessen
Abschiebung gesichert werden musste. Der Asylantrag wurde erst in weiterer Folge gestellt und ist mittlerweile negativ

entschieden vergleiche oben).
Zum Sicherungsbedarf:

Wie die belangte Behdrde im angefochtenen Bescheid zu Recht festgestellt hat, wurde der BF als Fremder ohne
Reisedokument angetroffen, hat keinen ordentlichen Wohnsitz in Osterreich und hielt sich bislang im Verborgenen
auf. Sein tatsachlicher Aufenthalt ist nicht bekannt. Er verfiigt hier weder tUber familidare noch berufliche Bindungen
und wurde bei einer illegalen Erwerbstatigkeit betreten. Er hat versucht, sich der fremdenpolizeilichen Kontrolle durch

Flucht zu entziehen.

Diese Feststellungen wurden in weiterer Folge im Rahmen der Einvernahme vor der belangten Behorde bestatigt. In

der Beschwerde wurde ihnen nicht substantiiert entgegen getreten.

Festzuhalten ist auch, dass gegen den BF in der Vergangenheit bereits mehrfach die Schubhaft verhangt werden

musste.

Das bisherige Gesamtverhalten des BF zeigt unmissverstandlich, dass er sich, auf freiem Ful3 gelassen, weiterhin dem
fremdenpolizeilichen Verfahren zu entziehen versuchen wird. Aus seinem bisherigen Verhalten kann nicht gefolgert

werden, dass er seinen unrechtmaRigen Aufenthalt aus Eigenem beenden wird.

Insoweit die belangte Behorde also in einer Zusammenschau aller angefihrten Umstande, insbesondere unter
Berucksichtigung des Gesamtverhaltens des BF, davon ausging, dass ein konkreter Sicherungsbedarf fiur die
Durchfuhrung eines fremdenpolizeilichen Verfahrens und einer Abschiebung, die Erforderlichkeit der Schubhaft als
einzige geeignete SicherungsmalBnahme gegenlber der Anordnung eines gelinderen Mittels und auch die

VerhaltnismaRigkeit der Schubhaft gegeben waren, begegnet dies keinen Bedenken.

Eine Gesamtabwagung aller genannten Umstande ergibt daher, dass das 6ffentliche Interesse an der Sicherung der
AuBerlandesschaffung des Fremden (Aufenthaltsbeendigung) das Interesse des BF an der Schonung seiner

personlichen Freiheit Uberwogen und ein Sicherungsbedurfnis bestanden hat.

Die belangte Behorde konnte somit unter den gegebenen Umstanden zu Recht von einer erheblichen Fluchtgefahr
ausgehen. Auch erweist sich die Anhaltung in Schubhaft bis zu deren Aufhebung bei Abwéagung aller betroffenen
Interessen als verhaltnismaRig.

Die belangte Behdrde hat im angefochtenen Bescheid - wie oben bereits ausgefuhrt - auch zu Recht dargelegt, dass im
vorliegenden Fall der erforderliche Sicherungszweck auch nicht auf eine andere Weise erreicht werden konnte, wie
etwa durch die Anordnung eines gelinderen Mittels nach 8§ 77 FPG. Weder verflugte der BF Uber ausreichende
finanzielle Mittel fir die Hinterlegung einer angemessenen Sicherheit, noch war davon auszugehen, dass er sich in
irgendeiner Weise den Behdrden fur das Verfahren zur Erlassung einer Riickkehrentscheidung bzw. eine Abschiebung
aus freien Stucken zur Verfagung halten wirde.Die belangte Behdérde hat im angefochtenen Bescheid - wie oben
bereits ausgefiihrt - auch zu Recht dargelegt, dass im vorliegenden Fall der erforderliche Sicherungszweck auch nicht
auf eine andere Weise erreicht werden konnte, wie etwa durch die Anordnung eines gelinderen Mittels nach
Paragraph 77, FPG. Weder verflgte der BF Uber ausreichende finanzielle Mittel fur die Hinterlegung einer
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angemessenen Sicherheit, noch war davon auszugehen, dass er sich in irgendeiner Weise den Behdrden flr das
Verfahren zur Erlassung einer Ruckkehrentscheidung bzw. eine Abschiebung aus freien Sticken zur Verfigung halten

wdlrde.

Da die belangte Behdrde insgesamt zu Recht davon ausgegangen ist, dass auf Grund bestimmter Tatsachen
anzunehmen war, dass sich der BF dem zu sichernden Verfahren zur Erlassung einer Ruckkehrentscheidung und der
zu sichernden Abschiebung entziehen wirde, und sie den gegenstandlichen Bescheid zutreffend auf die im Spruch
angefUhrten Rechtsvorschriften gestutzt hat, war die vorliegende Beschwerde gemaR 8§ 76 Abs. 1FPG iVm. § 22a Abs. 1
BFA-VG sowohl hinsichtlich des Schubhaftbescheides als auch hinsichtlich der Anhaltung in Schubhaft bis zur
Freilassung als unbegriindet abzuweisen.Da die belangte Behorde insgesamt zu Recht davon ausgegangen ist, dass auf
Grund bestimmter Tatsachen anzunehmen war, dass sich der BF dem zu sichernden Verfahren zur Erlassung einer
Ruckkehrentscheidung und der zu sichernden Abschiebung entziehen wirde, und sie den gegenstandlichen Bescheid
zutreffend auf die im Spruch angefiihrten Rechtsvorschriften gestltzt hat, war die vorliegende Beschwerde gemaR
Paragraph 76, Absatz eins F, P, G, in Verbindung mit Paragraph 22 a, Absatz eins, BFA-VG sowohl hinsichtlich des
Schubhaftbescheides als auch hinsichtlich der Anhaltung in Schubhaft bis zur Freilassung als unbegriindet abzuweisen.

3.3. Zu Spruchpunkt 113.3. Zu Spruchpunkt rémisch zwei.

GemaR § 22a Abs. 3 BFA-VG hat das Bundesverwaltungsgericht, sofern die Anhaltung noch andauert, jedenfalls
festzustellen, ob zum Zeitpunkt seiner Entscheidung die flr die Fortsetzung der Schubhaft mafgeblichen
Voraussetzungen vorliegen.GemaR Paragraph 22 a, Absatz 3, BFA-VG hat das Bundesverwaltungsgericht, sofern die
Anhaltung noch andauert, jedenfalls festzustellen, ob zum Zeitpunkt seiner Entscheidung die fir die Fortsetzung der
Schubhaft maRgeblichen Voraussetzungen vorliegen.

Der nach Erlassung des Schubhaftbescheides gestellte Asylantrag wurde mittlerweile negativ entschieden und eine
Ruckkehrentscheidung erlassen.

Die mit der Beschwerde vorgelegte Verpflichtungserklarung des angeblichen Geschéaftspartners des BF steht im
Widerspruch zu dessen Angaben in der Einvernahme vom 22.01.2015, bei der er diesen Geschéftspartner nicht
erwahnt und auch nicht angegeben hat, selbststandig tatig gewesen zu sein. Sie stellt keinen Nachweis dar, dass der
BF tatsdchlich im angegebenen Quartier Unterkunft nehmen wird, da er nicht dazu verpflichtet und von der negativen
asylrechtlichen Entscheidung vom 01.02.2015 in Kenntnis ist. Aufgrund des bisherigen Verhaltens des BF muss
vielmehr darauf geschlossen werden, dass eine Entlassung dazu benutzt werden wird, sich der drohenden
Abschiebung zu entziehen.

3.4. Zu Spruchpunkt 111.3.4. Zu Spruchpunkt rémisch drei.

3.4.1. Da nach der bereits dargelegten Ansicht des erkennenden Gerichts eine Schubhaftbeschwerde gemaR§ 22a BFA-
VG der MalRnahmenbeschwerde naher liegt als einer (reinen) Bescheidbeschwerde und auch nicht davon auszugehen
ist, dass der Bundesgesetzgeber die Frage des Kostenersatzes im Falle einer Schubhaftbeschwerde im Unterschied zu
der bis 31.12.2013 geltenden Rechtslage ungeregelt lassen wollte, hat gemaR§ 35 VwGVG im Fall eines
entsprechenden Antrages auch ein Abspruch Uber einen Ersatz der im Antrag naher bezeichneten Aufwendungen
(Kosten) zu erfolgen.3.4.1. Da nach der bereits dargelegten Ansicht des erkennenden Gerichts eine
Schubhaftbeschwerde gemal Paragraph 22 a, BFA-VG der Malinahmenbeschwerde naher liegt als einer (reinen)
Bescheidbeschwerde und auch nicht davon auszugehen ist, dass der Bundesgesetzgeber die Frage des Kostenersatzes
im Falle einer Schubhaftbeschwerde im Unterschied zu der bis 31.12.2013 geltenden Rechtslage ungeregelt lassen
wollte, hat gemaR Paragraph 35, VWGVG im Fall eines entsprechenden Antrages auch ein Abspruch Uber einen Ersatz
der im Antrag naher bezeichneten Aufwendungen (Kosten) zu erfolgen.

Der mit "Kosten" betitelte § 35 VWGVG lautet:Der mit "Kosten" betitelte Paragraph 35, VWGVG lautet:

"8 35. (1) Die im Verfahren Uber Beschwerden wegen Ausibung unmittelbarer verwaltungsbehdordlicher Befehls- und
Zwangsgewalt (Art. 130 Abs. 1 Z 2 B-VG) obsiegende Partei hat Anspruch auf Ersatz ihrer Aufwendungen durch die
unterlegene Partei."8 35. (1) Die im Verfahren Uber Beschwerden wegen Auslbung unmittelbarer
verwaltungsbehordlicher Befehls- und Zwangsgewalt (Artikel 130, Absatz eins, Ziffer 2, B-VG) obsiegende Partei hat
Anspruch auf Ersatz ihrer Aufwendungen durch die unterlegene Partei.
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(2) Wenn die angefochtene Austbung unmittelbarer verwaltungsbehordlicher Befehls- und Zwangsgewalt fur
rechtswidrig erklart wird, dann ist der Beschwerdefihrer die obsiegende und die Behdrde die unterlegene Partei.

(3) Wenn die Beschwerde zurtickgewiesen oder abgewiesen wird oder vom Beschwerdefihrer vor der Entscheidung
durch das Verwaltungsgericht zurtickgezogen wird, dann ist die Behdrde die obsiegende und der Beschwerdefuhrer
die unterlegene Partei.

(4) Als Aufwendungen gemal3 Abs. 1 gelteni4) Als Aufwendungen gemal3 Absatz eins, gelten:
1. die Kommissionsgebuhren sowie die Barauslagen, fur die der Beschwerdeflihrer aufzukommen hat,

2. die Fahrtkosten, die mit der Wahrnehmung seiner Parteirechte in Verhandlungen vor dem Verwaltungsgericht

verbunden waren, sowie

3. die durch Verordnung des Bundeskanzlers festzusetzenden Pauschalbetrage fur den Schriftsatz-, den Verhandlungs-
und den Vorlageaufwand.

(5) Die Hohe des Schriftsatz- und des Verhandlungsaufwands hat den durchschnittlichen Kosten der Vertretung bzw.
der Einbringung des Schriftsatzes durch einen Rechtsanwalt zu entsprechen. Fur den Ersatz der den Behdrden
erwachsenden Kosten ist ein Pauschalbetrag festzusetzen, der dem durchschnittlichen Vorlage-, Schriftsatz- und
Verhandlungsaufwand der Behdérden entspricht.

(6) Die 88 52 bis 54 VwGG sind auf den Anspruch auf Aufwandersatz gemal3 Abs. 1 sinngemalR anzuwenden(6) Die
Paragraphen 52 bis 54 VwGG sind auf den Anspruch auf Aufwandersatz gemald Absatz eins, sinngemal3 anzuwenden.

(7) Aufwandersatz ist auf Antrag der Partei zu leisten. Der Antrag kann bis zum Schluss der mindlichen Verhandlung
gestellt werden."

Die HOhe der im Verfahren vor den Verwaltungsgerichten Uber Beschwerden wegen Ausibung unmittelbarer
verwaltungsbehordlicher Befehls- und Zwangsgewalt gemall Art. 130 Abs. 1 Z 2 B-VG und Beschwerden wegen
Rechtswidrigkeit eines Verhaltens einer Behdrde in Vollziehung der Gesetze gemaR Art. 130 Abs. 2 Z 1 B-VG als
Aufwandersatz zu leistenden Pauschalbetrage wird in 8 1 der VwG-Aufwandersatzverordnung (VwG-AufwErsV), BGBI. Il
Nr. 517/2013, wie folgt festgesetztDie Hohe der im Verfahren vor den Verwaltungsgerichten Uber Beschwerden wegen
Ausubung unmittelbarer verwaltungsbehdérdlicher Befehls- und Zwangsgewalt gemal3 Artikel 130, Absatz eins, Ziffer 2,
B-VG und Beschwerden wegen Rechtswidrigkeit eines Verhaltens einer Behdrde in Vollziehung der Gesetze gemaf
Artikel 130, Absatz 2, Ziffer eins, B-VG als Aufwandersatz zu leistenden Pauschalbetrage wird in Paragraph eins, der

VwG-Aufwandersatzverordnung (VwG-AufwErsV), Bundesgesetzblatt Teil 2, Nr. 517 aus 2013,, wie folgt festgesetzt:
"1. Ersatz des Schriftsatzaufwands des Beschwerdefihrers als obsiegende Partei 737,60 Euro

2. Ersatz des Verhandlungsaufwands des Beschwerdeflhrers als obsiegende Partei 922,00 Euro

3. Ersatz des Vorlageaufwands der belangten Behérde als obsiegende Partei 57,40 Euro

4. Ersatz des Schriftsatzaufwands der belangten Behorde als obsiegende Partei 368,80 Euro

5. Ersatz des Verhandlungsaufwands der belangten Behdrde als obsiegende Partei 461,00 Euro

6. Ersatz des Aufwands, der fir den BeschwerdefUhrer mit dem Antrag auf Wiederaufnahme des Verfahrens
verbunden war (Schriftsatzaufwand) 553,20 Euro

7. Ersatz des Aufwands, der fur die belangte Behdrde mit dem Antrag auf Wiederaufnahme des Verfahrens verbunden
war (Schriftsatzaufwand) 276,60 Euro."

3.4.2. Im gegenstandlichen Verfahren wurde sowohl gegen den im Spruch genannten Bescheid, mit dem die Schubhaft
angeordnet wurde, als auch gegen die Anhaltung in Schubhaft Beschwerde erhoben.

Da die Beschwerde gegen den Schubhaftbescheid abgewiesen wurde, ist die belangte Behdrde gemal38 35 Abs. 3
VwGVG obsiegende und die beschwerdefuhrende Partei unterlegene ParteiDa die Beschwerde gegen den
Schubhaftbescheid abgewiesen wurde, ist die belangte Behérde gemald Paragraph 35, Absatz 3, VWGVG obsiegende
und die beschwerdefihrende Partei unterlegene Partei.

Die belangte Behorde hat im Zuge der Beschwerdevorlage beantragt, ihr Kostenersatz im Umfang des Vorlage- und
Schriftsatzaufwandes sowie gegebenenfalls des Verhandlungsaufwandes zuzusprechen.
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Da im gegenstandlichen Verfahren die Durchfihrung einer mundlichen Verhandlung unterbleiben konnte, war der von
der beschwerdefihrenden Partei als unterlege Partei zu leistende Aufwandersatz auf den Ersatz des Vorlage- und
Schriftsatzaufwandes der belangten Behdérde in einer Gesamthdhe von 426,20 Euro zu beschranken.

3.5. Entfall einer mindlichen Verhandlung:

Der Verfassungsgerichtshof (VfGH) hat in Bezug auf8 41 Abs. 7 AsylG 2005 in der Fassung bis 31.12.2013 unter
Berlcksichtigung des Art. 47 iVm. Art. 52 der Grundrechte-Charta der Europaischen Union (im Folgenden: GRC)
ausgesprochen, dass das Unterbleiben einer mindlichen Verhandlung in Fallen, in denen der Sachverhalt aus der
Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde erklart erscheint oder sich aus den Ermittlungen zweifelsfrei ergibt, dass
das Vorbringen tatsachenwidrig ist, im Einklang mit Art. 47 Abs. 2 GRC steht, wenn zuvor bereits ein
Verwaltungsverfahren stattgefunden hat, in dessen Rahmen Parteiengeh6ér gewdhrt wurde. Hat die
beschwerdeflihrende Partei hingegen bestimmte Umstande oder Fragen bereits vor der belangten Behorde releviert
oder sind solche erst nachtraglich bekannt geworden, ist die Durchfuhrung einer mundlichen Verhandlung
erforderlich, wenn die von der beschwerdefihrenden Partei bereits im Verwaltungsverfahren oder in der Beschwerde
aufgeworfenen Fragen - allenfalls mit erganzenden Erhebungen - nicht aus den Verwaltungsakten beantwortet werden
kénnen, und insbesondere, wenn der Sachverhalt zu erganzen oder die Beweiswirdigung mangelhaft ist (VfGH
14.03.2012, U 466/11-18, U 1836/11-13).Der Verfassungsgerichtshof (VfGH) hat in Bezug auf Paragraph 41, Absatz 7,
AsylG 2005 in der Fassung bis 31.12.2013 unter BerUcksichtigung des Artikel 47, in Verbindung mit Artikel 52, der
Grundrechte-Charta der Europaischen Union (im Folgenden: GRC) ausgesprochen, dass das Unterbleiben einer
mundlichen Verhandlung in Fallen, in denen der Sachverhalt aus der Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde
erklart erscheint oder sich aus den Ermittlungen zweifelsfrei ergibt, dass das Vorbringen tatsachenwidrig ist, im
Einklang mit Artikel 47, Absatz 2, GRC steht, wenn zuvor bereits ein Verwaltungsverfahren stattgefunden hat, in dessen
Rahmen Parteiengehor gewahrt wurde. Hat die beschwerdefihrende Partei hingegen bestimmte Umstande oder
Fragen bereits vor der belangten Behorde releviert oder sind solche erst nachtraglich bekannt geworden, ist die
Durchfuhrung einer mandlichen Verhandlung erforderlich, wenn die von der beschwerdefuhrenden Partei bereits im
Verwaltungsverfahren oder in der Beschwerde aufgeworfenen Fragen - allenfalls mit erganzenden Erhebungen - nicht
aus den Verwaltungsakten beantwortet werden kénnen, und insbesondere, wenn der Sachverhalt zu ergéanzen oder
die Beweiswirdigung mangelhaft ist (VfGH 14.03.2012, U 466/11-18, U 1836/11-13).

Der Verwaltungsgerichtshof (VwGH) hat mit Erkenntnis vom 28.05.2014, ZI. Ra 2014/20/0017 und 0018-9, fir die
Auslegung der in § 21 Abs. 7 BFA-VG enthaltenen Wendung "wenn der Sachverhalt aus der Aktenlage in Verbindung mit
der Beschwerde geklart erscheint" unter Bezugnahme auf das Erkenntnis des VfGH vom 12.03.2012, ZI. U 466/11 ua.,
festgehalten, dass der fur die rechtliche Beurteilung entscheidungswesentliche Sachverhalt von der
Verwaltungsbehorde vollstéandig in einem ordnungsgemalen Ermittlungsverfahren erhoben worden sein und bezogen
auf den Zeitpunkt der Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichtes immer noch die gesetzlich gebotene Aktualitat
und Vollstandigkeit aufweisen muss. Die Verwaltungsbehérde muss die die entscheidungsmalgeblichen
Feststellungen tragende Beweiswirdigung in ihrer Entscheidung in gesetzmalliger Weise offen gelegt haben und das
Bundesverwaltungsgericht die tragenden Erwagungen der verwaltungsbehérdlichen Beweiswtrdigung teilen. In der
Beschwerde darf kein dem Ergebnis des behdrdlichen Ermittlungsverfahrens entgegenstehender oder dartiber hinaus
gehender flr die Beurteilung relevanter Sachverhalt behauptet werden, wobei blof3 unsubstanziiertes Bestreiten des
von der Verwaltungsbehorde festgestellten Sachverhaltes ebenso aulier Betracht bleiben kann wie ein Vorbringen, das
gegen das in § 20 BFA-VG festgelegte Neuerungsverbot verstof3t. Schlie3lich ist auf verfahrensrechtlich festgelegte
Besonderheiten bei der Beurteilung Bedacht zu nehmen.Der Verwaltungsgerichtshof (VwGH) hat mit Erkenntnis vom
28.05.2014, ZI. Ra 2014/20/0017 und 0018-9, fur die Auslegung der in Paragraph 21, Absatz 7, BFA-VG enthaltenen
Wendung "wenn der Sachverhalt aus der Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde geklart erscheint" unter
Bezugnahme auf das Erkenntnis des VfGH vom 12.03.2012, ZI. U 466/11 ua., festgehalten, dass der fir die rechtliche
Beurteilung entscheidungswesentliche Sachverhalt von der Verwaltungsbehoérde vollstandig in  einem
ordnungsgemalien Ermittlungsverfahren erhoben worden sein und bezogen auf den Zeitpunkt der Entscheidung des
Bundesverwaltungsgerichtes immer noch die gesetzlich gebotene Aktualitdt und Vollstandigkeit aufweisen muss. Die
Verwaltungsbehdrde muss die die entscheidungsmalgeblichen Feststellungen tragende Beweiswirdigung in ihrer
Entscheidung in gesetzmaRiger Weise offen gelegt haben und das Bundesverwaltungsgericht die tragenden
Erwagungen der verwaltungsbehordlichen Beweiswilrdigung teilen. In der Beschwerde darf kein dem Ergebnis des
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behordlichen Ermittlungsverfahrens entgegenstehender oder darUber hinaus gehender fir die Beurteilung relevanter
Sachverhalt behauptet werden, wobei blo unsubstanziiertes Bestreiten des von der Verwaltungsbehérde
festgestellten Sachverhaltes ebenso auller Betracht bleiben kann wie ein Vorbringen, das gegen das in Paragraph 20,
BFA-VG festgelegte Neuerungsverbot verstof3t. SchlieB3lich ist auf verfahrensrechtlich festgelegte Besonderheiten bei
der Beurteilung Bedacht zu nehmen.

Da im gegenstandlichen Fall der Sachverhalt aus der Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde geklart erscheint,
konnte gemaR § 21 Abs. 7 BFA-VG eine mundliche Verhandlung unterbleiben.Da im gegenstandlichen Fall der
Sachverhalt aus der Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde geklart erscheint, konnte gemal3 Paragraph 21,
Absatz 7, BFA-VG eine mundliche Verhandlung unterbleiben.

Zu Spruchteil B):

GemaB & 25a Abs. 1 des Verwaltungsgerichtshofgesetzes 1985 (VwGG),BGBI. Nr. 10/1985 idgF, hat das
Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemaR Art. 133
Abs. 4 B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begriinden.Gemald Paragraph 25 a, Absatz eins, des
Verwaltungsgerichtshofgesetzes 1985 (VWGG), Bundesgesetzblatt Nr. 10 aus 1985, idgF, hat das Verwaltungsgericht im
Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemal3 Artikel 133, Absatz 4, B-VG
zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begrinden.

Im gegenstandlichen Fall sind beim erkennenden Gericht hinsichtlich der Anordnung und Durchfihrung der Schubhaft
sowie der vorangegangenen Festnahme keinerlei Rechtsfragen von grundsatzlicher Bedeutung aufgekommen. Wie der
oben dargelegten rechtlichen Beurteilung zu entnehmen ist, weicht die gegenstandliche Entscheidung weder von der
bisherigen und auch auf die nunmehr geltende Rechtslage Ubertragbaren Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es zu irgendeinem Aspekt des fir die Entscheidung malgeblichen
Sachverhaltes an einer relevanten Rechtsprechung. Auch ist die im gegenstandlichen Fall maRgebende
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Im Ubrigen liegen keine sonstigen
Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der gegenstandlich zu I6senden Rechtsfragen vor.

Allerdings erweist sich eine ordentliche Revision gegen die gegenstandliche Entscheidung gemald Art. 133 Abs. 4 B-VG
dennoch als zulassig, da hinsichtlich der folgenden Fragen noch keine Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes
vorliegt (siehe auch BVwWG 21.01.2014, 1403 2000252-1/2E; 28.01.2014, G301 2000355-1/4E; 10.04.2014, G301 2006514-
1/7E; 28.05.2014, G311 2008102-1/5E u.a.):Allerdings erweist sich eine ordentliche Revision gegen die gegenstandliche
Entscheidung gemald Artikel 133, Absatz 4, B-VG dennoch als zuldssig, da hinsichtlich der folgenden Fragen noch keine
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes vorliegt (siehe auch BVwG 21.01.2014, 1403 2000252-1/2E; 28.01.2014,
G301 2000355-1/4E; 10.04.2014, G301 2006514-1/7E; 28.05.2014, G311 2008102-1/5E u.a.):

welche Rechtsnatur kommt der Schubhaftbeschwerde nach§ 22a BFA-VG (Uberwiegend) zu (MaRnahmenbeschwerde
oder Bescheidbeschwerde),welche Rechtsnatur kommt der Schubhaftbeschwerde nach Paragraph 22 a, BFA-VG
(Uberwiegend) zu (MaBRnahmenbeschwerde oder Bescheidbeschwerde);

bei welcher Stelle ist die Schubhaftbeschwerde rechtswirksam einzubringen (nur beim Bundesverwaltungsgericht oder
beim BFA oder bei beiden);

wann beginnt der Lauf der einwdchigen Entscheidungsfrist gemaR§ 22a Abs. 2 BFA-VG zu laufen (mit Einlangen beim
Bundesverwaltungsgericht oder beim BFA);wann beginnt der Lauf der einwdchigen Entscheidungsfrist gemafl
Paragraph 22 a, Absatz 2, BFA-VG zu laufen (mit Einlangen beim Bundesverwaltungsgericht oder beim BFA);

wie ist das Verhaltnis des Art. 28 Dublin 11I-VO zu§ 76 FPG und ist Art. 28 Dublin 11I-VO unmittelbar oder allenfalls auch
gemeinsam mit innerstaatlichen Rechtsvorschriften (wie § 76 FPG) anzuwenden;wie ist das Verhaltnis des Artikel 28,
Dublin 111-VO zu Paragraph 76, FPG und ist Artikel 28, Dublin IlI-VO unmittelbar oder allenfalls auch gemeinsam mit
innerstaatlichen Rechtsvorschriften (wie Paragraph 76, FPG) anzuwenden;

ob und inwieweit finden die Kostenersatzregelungen des§ 35 VwGVG auf Beschwerden gemdR§& 22a BFA-VG
Anwendung.ob und inwieweit finden die Kostenersatzregelungen des Paragraph 35, VwWGVG auf Beschwerden gemaR
Paragraph 22 a, BFA-VG Anwendung.

in welcher Weise die 6-Wochen-Frist des Art. 28 Abs. 3 Anwendung findet im Falle, dal3 die betreffende Person bei
stillschweigender oder ausdricklicher Annahme des Gesuches nicht inhaftiert ist.in welcher Weise die 6-Wochen-Frist
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des Artikel 28, Absatz 3, Anwendung findet im Falle, dalR die betreffende Person bei stillschweigender oder
ausdrucklicher Annahme des Gesuches nicht inhaftiert ist.

Weil es an einer Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes fehlt, sind diese Fragen somit von grundsatzlicher
Bedeutung.

Die Revision war daher gemal3 Art. 133 Abs. 4 B-VG zuzulassenDie Revision war daher gemal3 Artikel 133, Absatz 4, B-
VG zuzulassen.
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